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Wasser ist für uns selbstverständlich. Wir leben in
einem Land, wo an frischem Wasser kein Mangel 
herrscht. Wasser ist billig, überall verfügbar und meist
ohne Einschränkung zu genießen. Dieser nahezu 
paradiesische Zustand ist nicht vom Himmel gefallen.
Über mehrere Generationen haben Ingenieure daran 
gearbeitet, Brunnen zu fassen, Leitungen zu verlegen,
neue Quellen zu erschließen. Es entstanden Talsperren
und unterirdische Wasserspeicher, um für die 
Trockenheit gewappnet zu sein. Gleichzeitig wurden
Bäche und Flüsse ausgebaut, um vom Starkregen nicht
gleich ertränkt zu werden.
All diese Anstrengungen sind umso höher 
einzuschätzen, als wir in Nordrhein-Westfalen in einem
dicht besiedelten Industrieland leben, wo jede Menge
Schadstoffe anfallen. Ungenügende Trennung von 
Frischwasser und Abwasser hat in früheren Zeiten 
Seuchen ausgelöst, an denen Tausende gestorben sind.
Diese Gefahr ist heute gebannt - aufgrund ausgereifter
Versorgungs-Systeme, aber auch aufgrund lückenloser
Überwachung durch Staat und Kommunen.
Selbst der Wasserverschwendung konnte Einhalt
geboten werden. Lag der tägliche Durchschnittsver-
brauch pro Kopf in Nordrhein-Westfalen vor 13 Jahren
noch bei 153 Liter, kommt heute jeder Bürger statistisch
mit gut 140 Litern aus. Auch die Industrie hat viele 
Produktionsprozesse auf Kreislaufwirtschaft umgestellt

und kann so auf einen Großteil des früher benötigten
Frischwassers verzichten.
Wasser ist ein kostbares Gut und - da mit entscheidend
für die Volksgesundheit - mehr als eine gewöhnliche
Handelsware. Das sollten die Verantwortlichen in 
Brüssel bedenken, wenn sie wieder einmal der totalen 
Liberalisierung der Wasserwirtschaft das Wort reden.
Wasser als wichtigstes Lebensmittel gehört weiterhin in
die Hand der Kommunen, auch wenn bei Aufbereitung
und Verteilung durch besseres Management noch der 
eine oder andere Euro zu sparen ist. An einer europaweit
einheitlichen - und das hieße einheitlich niedrigen -
Wasserqualität kann niemand Interesse haben.
Wir leisten uns bewusst gutes Wasser und zahlen damit
im Vergleich zu den europäischen Nachbarn einen 
höheren Preis. Noch ist Wasser nicht unerschwinglich,
aber es gibt keinen Anlass, Wasser durch Aufschläge und
Sonderabgaben künstlich zu verteuern. Daher ist die von
der NRW-Landesregierung verfügte Wasserabgabe 
kontraproduktiv. Die zu erwartenden Einnahmen sind zu
gering, um damit den maroden Landeshaushalt zu 
sanieren. Den Bürgern und Bürgerinnen - insbesondere
den Familien - belastet dies das Budget zusätzlich mit
zehn bis 20 Euro jährlich.

Dr. Bernd Jürgen Schneider 
Hauptgeschäftsführer StGB NRW

Die Fachzeitschrift für Kommunal- und
Landespolitik in Nordrhein-Westfalen



Entwicklungen in 
Nordrhein-Westfalen
Statistischer Jahresbericht 2003, hrsg. v. Landesamt
für Datenverarbeitung und Statistik Nordrhein-
Westfalen (LDS NRW), DIN A 4, 70 S., Bestell-Nr. Z 41
1 2003 00, zu bez. bei der Vertriebsabteilung des
LDS NRW, Postfach 10 11 05, 40002 Düsseldorf

Der statistische Jahresbericht fasst zentrale Ergebnisse
aus fast allen Statistik-Bereichen zusammen, angefangen von der Be-
völkerungsentwicklung über den Arbeitsmarkt bis hin zu den Themen
Verkehr,Umwelt und Gesundheitswesen.Zusätzlich bietet der Jahres-
bericht vertiefende Informationen zur Bevölkerungsprognose 2002 bis
2020/2040 sowie zur beruflichen Situation älterer Menschen.

Amtliche Schlüsselnummern
und Bevölkerungsdaten der 
Gemeinden und 
Verwaltungsbezirke in der 
Bundesrepublik Deutschland
Ausgabe 2000, hrsg. v. Statistischen Bundesamt,
DIN A 4, 887 S., 25,67 Euro, Bestell-Nr. 3400200-
00700, zu bez. beim Verlag Metzler-Poeschel, Aus-
lieferung SFG - Servicecenter Fachverlage GmbH,

Postfach 43 43, 72774 Reutlingen

Das Verzeichnis führt alle politisch selbstständigen Gemeinden sowie
kreisfreien Städte und Landkreise des Bundesgebiets zum Gebiets-
stand 31. Dezember 1999 mit deren Schlüsselnummern in systemati-
scher und alphabetischer Ordnung auf. Neben Karten über die Ver-
waltungsgrenzen der Bundesländer sind strukturelle Daten der Ge-
meinden, kreisfreien Städte, der Landkreise und Gemeindeverbände
enthalten. Ferner werden Gemeinden, kreisfreie Städte und Landkrei-
se nach bestimmten Größenklassenmerkmalen ausgewiesen.

B Ü C H E R  U N D  M E D I E N  /  I N H A LT  

4 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 6/2004

Statistik lokal
Daten für die Gemeinden und Kreise Deutschlands,
hrsg. v. d. Statistischen Ämtern des Bundes und der
Länder, Ausgabe 2003, CD-ROM, 148 Euro, Bestell-Nr.
R 14 8 2003 00, zu bez. bei der Vertriebsabteilung des

Landesamtes für Datenverarbeitung und Statistik Nordrhein-Westfalen (LDS
NRW), Postfach 10 11 05, 40002 Düsseldorf

Mit dieser CD-ROM steht erstmals eine Statistik-Datenbank für al-
le 13.000 Gemeinden, Städte und Kreise Deutschlands zur Verfü-
gung. Die Statistischen Ämter des Bundes und der Länder schließen
damit eine Lücke im regionalstatistischen Datenangebot Deutsch-
lands. Denn bisher wurden bundesweit harmonisierte Gemeinde-
daten nur „dezentral“ in den Statistischen Landesämtern vorgehal-
ten. Die CD-ROM bietet einen Querschnitt aus wichtigen Bereichen
der amtlichen Statistik, angefangen von Flächen- über Bevölke-
rungsdaten bis hin zu Öffentlichen Finanzen.
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Bald 700 Offene Ganztagsgrundschulen 
in Nordrhein-Westfalen

Zum kommenden Schuljahr 2004/2005 wird sich die Zahl der
Ganztagsplätze an Grundschulen voraussichtlich verdreifachen.
Wie das NRW-Ministerium für Schule, Jugend und Kinder bekannt
gab, haben 175 Schulträger - darunter 161 Kommunen - den Betrieb
von 456 neuen Offenen Ganztagsgrundschulen beantragt. Wenn
die Bezirksregierungen alle Anträge bewilligen, steigt die Zahl der
Offenen Ganztagsgrundschulen auf 690 und die Zahl der Ganz-
tagsplätze in solchen Grundschulen von derzeit knapp 12.000 auf
rund 35.000.

Antrag zum Bau eines neuen 
Braunkohlenkraftwerks

Das Unternehmen RWE Power hat bei der Bezirksregierung Düs-
seldorf den Bauantrag für ein neues Braunkohlenkraftwerk mit
optimierter Anlagentechnik (BoA) eingereicht. Geplant ist die Er-
richtung eines Monoblockes oder einer Doppelblockanlage mit
einer Nettoleistung von 1.050 Megawatt und einem Wirkungs-
grad von mehr als 43 Prozent im Ortsteil Neurath der Stadt Gre-
venbroich. Das bestehende BoA am Standort Niederaußem hat
gezeigt, dass durch die Steigerung des Wirkungsgrades drei Mio.
Tonnen Kohlendioxid jährlich weniger emittiert werden als in äl-
teren Anlagen gleicher Leistung. Die NRW-Landesregierung be-
zeichnete die Nachricht als ein ermutigendes Zeichen für den
Standort NRW. Ein solches neues Kraftwerk leiste einen weiteren
Beitrag zur effizienten und umweltverträglichen Stromerzeu-
gung und trage zur Sicherung der Arbeitsplätze im rheinischen
Braunkohlenrevier bei.

„Goldene Falte“ für Engagement in der 
Seniorenarbeit

Eine besondere Ehrung erhielt der Bürgermeister der Stadt Herten,
Klaus Bechtel.Das Büro gegen Altersdiskriminierung „Baldis“ in Köln
verlieh ihm die „Goldene Falte“ für die Projektidee „vital50plus“.
„Baldis“ verleiht diese Auszeichnung alle zwei Jahre für Projekte,Be-
richterstattung oder Aktivitäten, die ein differenziertes und positi-
ves Altersbild vermitteln. Herten gehöre zu den wenigen Kommu-
nen in Deutschland, in der sich Bürgerinnen und Bürger sowie Rat
und Verwaltung seit Jahren mit dem Älterwerden auseinanderset-
zen, hieß es in der Begründung.

Netzwerk Forst und Holz Südwestfalen 
aus der Taufe gehoben

In Südwestfalen ziehen Unternehmer, Verbände, Kammern, Wald-
besitzer, Forstämter, Bezirksregierung, Regionalrat sowie die fünf
Kreise - Siegen-Wittgenstein, Olpe, Hochsauerland, Soest und Mär-

kischer Kreis - in Sachen Holz an einem Strang. Mit Hilfe des neu ge-
gründeten Netzwerks Forst und Holz Südwestfalen wollen sie zur
Stärkung der regionalen Forst- und Holzwirtschaft beitragen. NRW-
Umweltministerium Bärbel Höhn bezeichnete die Gründung des
Netzwerkes als Schritt in die richtige Richtung. So beteiligt sich das
Land in den ersten beiden Jahren mit jeweils 230.000 Euro an den
Gesamtkosten von 305.000 Euro. Den Rest tragen die Kreise, die
Stadt Schmallenberg sowie die übrigen Mitgliedsverbände des
Netzwerks.

Kooperation von Kommunaltheatern mit
Theatern der Freien Szene

Das NRW-Ministerium für Städtebau und Wohnen, Kultur und
Sport vergibt in diesem Jahr erstmals Fördermittel für Kooperatio-
nen zwischen städtischen Theatern und Theatern der Freien Sze-
nen. Dafür stehen insgesamt 100.000 Euro zur Verfügung. Damit
will das Land einen Anreiz für die Theater schaffen, aufeinander zu-
zugehen und Ideen wie Konzepte zur künstlerischen Arbeit auszu-
tauschen. Unterstützt werden Projekte, in denen gemeinsam eine
Produktion oder Inszenierung realisiert wird und beide Seiten
künstlerische Beiträge einbringen. Eine Eingrenzung nach Ort oder
Thema besteht nicht.

Bürgerentscheid gegen Schulschließung 
ohne Erfolg

Der erste Bürgerentscheid in der Stadt Coesfeld für die Weiter-
führung des Schulbetriebs an der Jakobischule und Martinschu-
le hat sein Ziel nicht erreicht. Lediglich 5.103 Bürger und Bürger-
innen votierten für den Fortbestand der beiden Schulen, 1.487
stimmten dagegen. Somit lag die Initiative unter der notwendi-
gen Mindestzahl von 5.777 Ja-Stimmen, was 20 Prozent der Wahl-
berechtigten entspricht. Damit werden die beiden Schulen - wie
vom Coesfelder Rat im Oktober 2003 beschlossen - nach Geneh-
migung durch die Bezirksregierung geschlossen. Dies geschieht
in mehreren Schritten. Die Jakobischule nimmt zum kommenden
Schuljahr keine neuen Kinder auf und läuft zum 31. Juli 2007 aus.
In einem zweiten Schritt nimmt die Martinschule zum Schuljahr
2005/06 keine neuen Kinder mehr auf und läuft zum 31. Juli 2008
aus.

Neuer Spitzenreiter in der NRW-Solarliga

Die Gemeinde Saerbeck hat die Gemeinde Ense vom ersten Platz
der nordrhein-westfälischen Meisterschaft in der Solarbundes-
liga verdrängt. Bei der zweiten Landeswertung brachte es Saer-
beck auf 23 Punkte, Ense erreichte 21 Punkte. Dritter wurde die Ge-
meinde Westerkappeln mit 14 Punkten. Gesucht waren die Kom-
munen in NRW mit der höchsten Dichte von Solaranlagen. Bei der
Solarthermie zählte die Kollektorfläche pro Einwohner, bei der
Photovoltaik wurde die installierte Leistung pro Einwohner in 
Kilowatt gewertet.



ten, dazu sei es im
Umsetzungsverfah-
ren zu spät, weil
zwingendes eu-
ropäisches Recht dem deutschen Bundes-
gesetzgeber und dem Landesgesetzgeber
in Nordrhein-Westfalen keinen Spielraum
mehr lasse. Dies ist vor einigen Jahren bei
der nationalen Umsetzung der europäi-
schen Naturschutzrichtlinie (Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie) geschehen. Dasselbe
droht jetzt wieder bei der nationalen Um-
setzung der Wasserrahmenrichtlinie
(WRRL).

Inhaltliches Kernstück der WRRL ist es,
spätestens 15 Jahre nach In-Kraft-Treten -
also Ende 2015 - einen „guten Zustand“
der Oberflächengewässer und des Grund-
wassers zu erreichen. Unter bestimmten,
in Art. 4 Abs. 3 WRRL genannten Voraus-
setzungen können die Mitgliedstaaten
ein Oberflächengewässer als erheblich
verändert einstufen - mit der Folge, dass
für diejenigen Gewässer reduzierte Anfor-
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Im Verfahren zur Schaffung von Rechts-
vorschriften der EU (Richtlinien und Ver-

ordnungen) haben
die kommunalen
Spitzenverbände nur
eingeschränkte Mit-
wirkungsmöglich-
keiten. Soweit die
deutschen Ministeri-

en an der Schaffung von EU-Recht mitwir-
ken, wird den kommunalen Spitzenver-
bänden auch von den deutschen Behör-
den keine ausreichende Mitwirkung er-
möglicht. Die nach deutschen Vorschrif-
ten vorgesehene Mitwirkung der kommu-
nalen Spitzenverbände setzt erst ein,
wenn EU-Vorschriften in nationales Recht
- Bundesrecht oder Landesrecht - umge-
setzt werden.

Wenn die kommunalen Spitzenverbän-
de auf Bundes- und Landesebene in die-
sen Umsetzungsverfahren die Interessen
der Kommunen und ihrer Bürger geltend
machen, wird ihnen oft entgegengehal-

Mit der Umsetzung der EU-Wasser-

Rahmenrichtlinie drohen den 

NRW-Kommunen neue,

Kosten treibende Standards 

bei der Unterhaltung von 

Gewässern zweiter Ordnung

Dr. Hans-Ulrich 
Schwarzmann ist
Beigeordneter für Bauen
und Umwelt beim 
Städte- und 
Gemeindebund NRW

D E R  AU TO R

Federstrich macht Bäche zum 
Sanierungsfall

EU-Recht mit Folgen:
Städte und 

Gemeinden könnten
bald zu höheren 

Ausgaben für Bäche,
Flüsse und Seen - hier

die Urft bei 
Schleiden-Gemünd -

gezwungen sein

derungen bestehen. Nach Art. 4 Abs. 5
können die Mitgliedstaaten weniger
strenge Umweltziele als den „guten Zu-
stand“ festsetzen für Gewässer, die dau-
erhaft so beeinträchtigt oder beschaffen
sind, dass das Erreichen des „guten Zu-
stands“ nicht mehr möglich oder unver-
hältnismäßig teuer wäre.

UNBESTIMMTE RECHTSBEGRIFFE

Die Verwendung solch unbestimmter
Rechtsbegriffe zeigt, dass die einzelnen
EU-Mitgliedstaaten erheblichen Spiel-
raum bei der Umsetzung der WRRL haben.
Aufgrund von Informationen über die - in
Nordrhein-Westfalen kurz vor dem Ab-
schluss stehende - Bestandserhebung ist
zu befürchten, dass das Land NRW diesen
Spielraum aber nicht im Sinne der kom-
munalen Forderungen nutzt.

In den vergangenen Jahrzehnten ist die
Qualität der Bäche, Flüsse und Seen durch
Milliarden-Aufwendungen seitens der
Kommunen und staatlicher Behörden im-
mer besser geworden. Daher ist in den Ge-
wässergütekarten der Zustand der Ober-
flächen-Gewässer zu mehr als 80 Prozent
als „gut“ oder „sehr gut“ dargestellt. Nun
sollen mit der Umsetzung der EU-Wasser-
rahmenrichtlinie auch die Bewertungs-
Kriterien geändert werden.

Wurde bisher die Gewässergüte
hauptsächlich unter chemischen Ge-
sichtspunkten - sprich: dem Schadstoffge-
halt - beurteilt, soll jetzt auch der Zustand
der Bach- oder Flussaue miteinbezogen

Die Wasserrahmenrichtlinie der Europäischen Union (WRRL; Richtlinie 2000/60/EG) ist am 22. Dezember 2000 in
Kraft getreten und hat folgende Ziele:

• Schutz und Verbesserung des Zustands aquatischer Ökosysteme und des Grundwassers
• Förderung einer nachhaltigen Nutzung der Wasserressourcen (Erhaltung der Substanz)
• Reduzierung von Einleitungen in Gewässer nach Qualität wie auch nach Schadstoffgehalt
• Reduzierung der Grundwasser-Verschmutzung
• Minderung der Auswirkungen von Überschwemmung und Dürre

Die WRRL muss von den EU-Mitgliedstaaten in nationales Recht umgesetzt werden.Dafür gelten folgende Fristen:

• Rechtliche Umsetzung: drei Jahre nach In-Kraft-Treten (Dezember 2003)
• Fertigstellung von Flussgebietsplänen und Maßnahmenprogrammen: neun Jahre nach In-Kraft-Treten 

(Dezember 2009)
• Vollzug und Wirksamkeit der notwendigen Maßnahmen: 15 Jahre nach In-Kraft-Treten (Dezember 2015)
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Umsetzungsfrist Ende Dezember 2003
ungenutzt verstreichen lassen. Anfang
Mai 2004 lag noch kein Gesetzentwurf für
eine Änderung des Landeswassergesetzes
vor. Das NRW-Umweltministerium hat
den kommunalen Spitzenverbänden le-
diglich ein Papier mit zehn „Eckpunkten“
zur Änderung des LWG überlassen und
diese in einem Gespräch erläutert.

VORSCHRIFTEN MIT ZUSATZKOSTEN

Aufgrund der vorliegenden Informatio-
nen müssen die Kommunen befürchten,
dass das Land NRW die WRRL nicht nur
„buchstabengetreu“ umsetzt (sog. 1:1-Um-
setzung), sondern zusätzliche Vorschriften
in das LWG aufnimmt, die für die Kommu-
nen - und damit für die Bürger - zu unzu-
mutbaren Zusatzkosten führen werden.
Das gilt ganz besonders für die Gewässer-
unterhaltung sowie den Ausbau oder Um-
bau der Gewässer:

So plant das NRW-Umweltministerium,
die Gewässerunterhaltung, die bislang im
Wesentlichen dem ungehinderten Abfluss
des Wassers diente, umfassend auszuwei-
ten. Insbesondere soll ein Gewässer-Rand-
streifen festgelegt werden, der bei Gewäs-
sern erster Ordnung zehn Meter und bei Ge-
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werden. Dieses Streben nach einer ganz-
heitlichen Sicht der Gewässerqualität
würde dazu führen, dass in NRW nur noch
ein Fünftel der Bäche, Flüsse und Seen als
„gut“ oder „sehr gut“ eingestuft und dem
weit überwiegenden Teil der Ober-
flächengewässer ein „schlechter Zustand“
attestiert würde. Dann wäre damit zu
rechnen, dass von den Möglichkeiten, sich
mit einem weniger guten Zustand zu be-
gnügen, nicht im erforderlichen Maße Ge-
brauch gemacht würde. Damit kämen auf
die öffentliche Verwaltung unüberschau-
bare Kosten für die Verbesserung des Ge-
wässerzustands zu, welche letztlich die
Bürger und Bürgerinnen zu bezahlen hät-
ten - sei es als Gebührenzahler oder als
Steuerzahler.

FINANZIELLE FOLGEN UNTERSUCHEN

Der Städte- und Gemeindebund NRW
hat stets gefordert, Bestandserhebung
und Bewertung erst dann abzuschließen,
wenn die finanziellen Konsequenzen
überschaubar sind. Andernfalls besteht
die Gefahr, dass die Umsetzung der WRRL
finanzielle Aufwendungen in einem nicht
mehr tragbaren Umfang zur Folge hat.

Selbstredend sperren sich die Kommu-
nen sowie der Städte- und Gemeindebund
NRW nicht gegen notwendige Verbesse-
rungen. Sie weisen aber darauf hin, dass in
den vergangenen Jahrzehnten mit Milli-
arden-Aufwand erfolgreiche Anstrengun-
gen zur Verbesserung der Gewässer un-
ternommen worden sind. Die Kommunen
wehren sich gegen Tendenzen, diese Er-
folge durch andere Bewertungsmaßstäbe
nicht mehr in angemessenem Umfang an-
zuerkennen.

Bevor es zu weiteren Vorfestlegungen
bei der Umsetzung der WRRL in deutsches
Recht kommt, muss ermittelt werden, wie
andere EU-Mitgliedstaaten bei der Um-
setzung der Richtlinie vorgehen. In
Deutschland hat der Bundesgesetzgeber
im Wasserrecht - und damit auch bei der
Umsetzung der WRRL - nur die Zuständig-
keit der so genannten Rahmengesetzge-
bung. Davon hat dieser durch Gesetz zur
Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes
in Juni 2002 Gebrauch gemacht.

Die Zuständigkeit für die Umsetzung
der WRRL liegt jedoch bei den Bundeslän-
dern, die ihre Landeswassergesetze (LWG)
entsprechend anpassen müssen. Das Land
Nordrhein-Westfalen hat die dreijährige

wässern zweiter Ordnung fünf Meter auf
jeder Seite umfasst.Die Gemeinden,denen
die Unterhaltung der Gewässer zweiter
Ordnung obliegt - und das sind mehr als 90
Prozent aller öffentlichen Gewässer - , sind
nicht bereit, diese Gewässer-Randstreifen
auf ihre Kosten zu pflegen.

Das Land NRW muss anerkennen, dass
diese beabsichtigte Neuregelung als allge-
meine ökologische Maßnahme und damit
als staatliche Aufgabe anzusehen und des-
halb über Landesmittel zu finanzieren ist.
Allein im Hinblick auf den verfassungs-
rechtlichen Grundsatz der so genannten
Konnexität wäre es nur dann zulässig, den
Gemeinden zusätzliche Aufgaben aufzuer-
legen, wenn das Land die Mehrkosten in
vollem Umfang übernähme. Weil nach
vielfältigen negativen Erfahrungen zu be-
fürchten steht, dass das Land keine ausrei-
chenden Mittel bereitstellen wird, fordern
die Kommunen, dass das Land die Unter-
haltung der Gewässerrandstreifen selbst
übernimmt und auch finanziert.

KOSTEN DURCH RÜCKBAU 

Dieselben Vorbehalte haben die Kom-
munen gegenüber verstärkten Maßnah-
men zum ökologischen Rückbau und
Umbau von Gewässern. Auch hier lehnen
die Städte und Gemeinden zusätzliche
Pflichten, bei denen nur unvollkomme-
ner Kostenersatz zu befürchten ist, ab. Sie
fordern das Land auf, auch solche Maß-
nahmen als Landesaufgabe zu regeln.

Bei der Trinkwasserversorgung beab-
sichtigt das NRW-Umweltministerium,
einen Vorrang für die ortsnahe Förderung
des Trinkwassers aus Grundwasser-Vor-
kommen festzuschreiben - im Gegensatz
zu uferfiltriertem Wasser und Wasser aus
Talsperren. Die kommunalen Spitzenver-
bände lehnen diese Reglementierung als
Einschränkung der kommunalen Pla-
nungshoheit und als weitere Verteue-
rung des Trinkwassers für die Kommunen
- und damit für Bürger und Bürgerinnen -
ab.

Die kommunalen Spitzenverbände leh-
nen auch die vom NRW-Umweltministeri-
um vorgesehenen umfangreichen zusätz-
lichen Berichts- und Informationspflich-
ten der Träger der Wasserversorgung und
der Abwasserbeseitigung ab. Diese stehen
den ständig wiederholten Ankündigun-
gen der Entbürokratisierung und Verwal-
tungsvereinfachung entgegen. ●

1.Die Kommunen fordern die NRW-Landesregie-
rung auf,die EU-Wasserrahmenrichtlinie unter
strenger Beachtung der finanziellen Auswir-
kungen nur soweit in nationales Recht umzu-
setzen,wie dies zwingend erforderlich ist (sog.
1:1-Umsetzung).

2.Neue Aufgaben, Maßnahmen und Pflichten
müssen als Aufgaben des Landes geregelt wer-
den.Damit würde sichergestellt,dass das Land
in vollem Umfang die dabei entstehenden Ko-
sten übernimmt.Nur wenn auf diese Weise die
anordnende Stelle und der Kostenträger iden-
tisch sind, wird in Zukunft größeres Kostenbe-
wusstsein erzeugt und - bei Fehlen der not-
wendigen staatlichen Mittel - ein Verzicht auf
wünschenswerte, aber nur schwer finanzier-
bare Maßnahmen erreicht.

3.Der Verwaltungsaufwand der kommunalen
Behörden darf durch das neue Landeswasser-
gesetz nicht erhöht werden.Die NRW-Landes-
regierung wird aufgefordert, Entbürokratisie-
rung und Verwaltungsvereinfachung nicht nur
anzukündigen, sondern auch in die Tat umzu-
setzen.
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Diskussion auf der europäi-
schen Ebene, aktuell geprägt
durch die Stichworte „EU-Bin-
nenmarktstrategie 2003 bis
2006“ und „Grünbuch zu
Dienstleistungen von allgemei-
nem Interesse“, und schließlich
auf der nationalen Ebene mit
der gemeinsamen Erarbeitung
einer Modernisierungs-Strate-
gie in Umsetzung des Bundes-
tags-Beschlusses „Nachhaltige
Wasserwirtschaft in Deutsch-
land“ vom 22. März 2002.

Aktueller Schwerpunkt ist
eindeutig die europäische Ebe-

ne, auf der die Diskussion über die zukünf-
tige Ausgestaltung der wasserwirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen deutlich an In-
tensität zugenommen hat. Die Europäische
Kommission hat am 7. Mai 2003 ihre Bin-
nenmarktstrategie für die Jahre 2003 bis
2006 vorgelegt. Darin legt die Kommission
fest, dass bis Ende 2004 alle Möglichkeiten
zur Verbesserung des Wettbewerbs im Was-
sersektor durchdacht werden sollen.

KOMMISSION FÜR MARKTÖFFNUNG

Die Generaldirektion Wettbewerb hat
diese Überlegungen schon sehr stark kon-
kretisiert. Sie hat ein internes Strategiepa-
pier vorgelegt, wie das Ziel der stärkeren
Marktöffnung für den Wettbewerb erreicht
werden soll. Die Intention der Generaldirek-
tion Wettbewerb wird darin sehr deutlich.
Durch mehr Wettbewerb soll ein weiterer
lukrativer Markt eröffnet werden. Mit 80
Mrd. Euro Jahresumsatz sei der Wassersek-
tor ein wesentlicher Bereich im europäi-
schen Binnenmarkt - bedeutsamer als bei-
spielsweise der Gas-,Abfall- oder Treibstoff-
markt.

T I T E L
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Die Wasserversorgung,die unstreitig zu den
Bereichen kommunaler Daseinsvorsorge
gehört, ist nach Einführung des Wettbe-

werbs auf dem Ener-
giesektor der einzige
Bereich der Versor-
gung mit intaktem
Gebietsmonopol. Die
seit geraumer Zeit vor
dem Hintergrund von
Liberalisierung, Priva-

tisierung und Wettbewerb geführte Diskus-
sion eines Strukturwandels der Wasserwirt-
schaft - mit dem Ziel einer kontinuierlichen
Modernisierung - findet nach wie vor auf
drei Ebenen statt.

Dies sind zum einen die WTO/GATS-Ver-
handlungsrunden, die auf eine weitgehen-
de Liberalisierung des Handels- und Dienst-
leistungssektors einschließlich der Wasser-
versorgung gerichtet sind. Dann läuft die

Trinkwasser in höchster
Qualität - hier die 
Aktivkohlefilter im 
Kölner Wasserwerk 
Weiler - gehört zum
Standard in Deutschland

Trinkwasser kann aus Sicht der 

Kommunen aufgrund seiner zentralen

Bedeutung für die Volksgesundheit 

keine beliebig handelbare Ware sein

Mehr Lebensmittel oder mehr
Wirtschaftsgut?

Annette Brandt-Schwa-
bedissen und Anne
Wellmann sind
Hauptreferentinnen für
Kommunale Wirtschaft
beim Städte- und 
Gemeindebund NRW
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Soweit die Wasserrahmenrichtlinie da-
von ausgehe, dass Wasser kein Handelsgut
ist, sondern ein Umweltgut, das geschützt
werden müsse, bezieht sich dies nach Auf-
fassung der Generaldirektion Wettbewerb
lediglich auf Wasser in natürlichem Zustand
in Flüssen und Seen. Es könne jedoch nicht
für aufbereitetes Wasser an Haushalte und
Industrie gelten. Hierbei handelt es sich
nach Auffassung der Generaldirektion sehr
wohl um ein handelbares Gut.

In dem von der Europäischen Kommissi-
on am 21. Mai 2003 vorgelegten „Grünbuch
zu Dienstleistungen von allgemeinem In-
teresse“ wird die Wasserversorgung als
Dienstleistung von allgemeinem wirt-
schaftlichem Interesse eingestuft. Diese
programmatische Aussage ist von erhebli-
cher Tragweite, wobei zwei Feststellungen
wesentlich sind. Im Ergebnis soll das EU-
Wettbewerbsrecht - namentlich Art. 81 ff.
des EU-Vertrages - Anwendung finden.
Außerdem bedeutet diese Betrachtungs-
weise einen Wertewandel in der europäi-
schen Wasserpolitik.

Während noch in der EU-Wasserrah-
menrichtlinie von Dezember 2000 die be-
sondere Bedeutung des Wassers als unver-
zichtbare Lebensgrundlage herausgestellt
und der Charakter eines Wirtschaftsgutes
sowie einer Handelsware wie Strom und
Gas verneint wurde, dominiert nun die öko-

Vertrautes Bild: der Wasserturm als Symbol für
Versorgungssicherheit
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nomische Sichtweise - und damit die Ein-
schätzung als Wirtschaftsgut und Ware,ver-
gleichbar mit Strom und Gas.

GEGENKRAFT EP 

Das Europäische Parlament spricht sich
in seiner Entschließung zum „Grünbuch zu
Dienstleistungen von allgemeinem Interes-
se“ vom 14.01.2004 eindeutig gegen eine Li-
beralisierung der Wasserversorgung und
Abwasserbeseitigung aus und betont, dass
die Wasser- und Abfalldienste nicht dem Re-
gelungsbereich sektoraler Richtlinien des
Binnenmarktes unterliegen. Angesichts der
unterschiedlichen regionalen Merkmale
dieses Sektors und der örtlichen Zuständig-
keit für die Bereitstellung von Trinkwasser
sowie verschiedener anderer Voraussetzun-
gen in Bezug auf Trinkwasser fordert das
Europäische Parlament - ohne einer Libera-
lisierung das Wort zu reden - eine Moderni-
sierung der Wasserwirtschaft. Dabei müs-
sten wirtschaftliche Grundsätze mit Qua-
litäts- und Umweltstandards sowie mit der
erforderlichen Effizienz in Einklang stehen.

Aus kommunaler Sicht ist forciert darauf
hinzuwirken, dass dieser positive Rich-
tungswechsel auch von der Europäischen
Kommission akzeptiert wird. Als Erfolg für
die kommunale Position kann die Ent-
schließung des Europäischen Parlaments
vom 11. März 2004 zur Binnenmarktstrate-
gie 2003 bis 2006 gewertet werden. Darin
spricht sich das Parlament gegen sektorale
Richtlinien des Binnenmarktes für die Was-
serdienste aus. Für den Trinkwasserbereich
wird eine Liberalisierung abgelehnt. Viel-
mehr wird eine Modernisierung gefordert.

Der Deutsche Bundestag hat sich am 23.
März 2002 in seinem Beschluss „Nachhalti-
ge Wasserwirtschaft in Deutschland“ gegen
Pläne des Bundeswirtschaftsministeriums
zur Liberalisierung der deutschen Wasser-
wirtschaft und für die Entwicklung einer
Modernisierungs-Strategie ausgesprochen.
Genannt werden als Bezugspunkte dieser

Strategie unter anderem der gemeinde-
wirtschaftsrechtliche Rahmen, steuerliche
Maßnahmen, Erhaltung der kommunalen
Entscheidungsfreiheit in Privatisierungsfra-
gen, Sicherung bestehender Qualitätsstan-
dards sowie die Förderung der Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen Wasserwirt-
schaft auf nationalen und internationalen
Märkten.

BUNDESTAGS-BESCHLUSS BINDEND

Das Bundeswirtschaftsministerium hat
signalisiert,dass keine Ziele verfolgt werden
sollen, die über diesen Bundestags-Be-
schluss hinausgehen.So wird
insbesondere nicht die Forde-
rung der Wirtschaftsminis-
terkonferenz von Mai 2002
aufgegriffen, im Bereich der
Wasserversorgung eine be-
dingte Ausschreibungs-
pflicht einzuführen. Die Be-
strebungen des Bundeswirt-
schaftsministeriums konzen-
trieren sich momentan auf folgende Punkte:

• Die Auswirkungen einer steuerlichen
Gleichstellung von öffentlich-rechtlich or-
ganisierten und privatrechtlich organi-
sierten Abwasser-Entsorgern sollen an-
hand von Praxis-Beispielen konkret
durchgerechnet werden. Das Ministerium
betont, dass eine solche steuerliche An-
gleichung jedenfalls nicht zu Gebühren-
oder Entgelt-Erhöhungen für die Bürger
führen darf. Dies entspricht den Forde-
rungen der Kommunen.

• Das Ministerium untersucht weiterhin,
ob für eine stärkere Kooperation, für Zu-
sammenschlüsse kommunaler Unterneh-
men oder generell zur Erreichung effekti-
ver Strukturen in der Wasserwirtschaft ei-
ne Auflockerung des Örtlichkeitsprinzips
im Gemeindewirtschaftsrecht notwendig
ist. Aus kommunaler Sicht kann eine
Lockerung des Örtlichkeitsprinzips nur
dann in Betracht kommen, wenn eine
durch europäische Vorgaben initiierte Li-
beralisierung dies als notwendig erschei-
nen lässt.

• Das Ministerium möchte außerdem in
Zusammenarbeit mit den Fachverbänden
einen Leitfaden für ein freiwilliges Bench-
marking im Bereich Wasser und Abwasser
erstellen. Es entspricht der kommunalen
Position, dass hier eine besondere Beto-
nung auf die Freiwilligkeit gelegt wird.

KOMMUNEN GEGEN LIBERALISIERUNG

Wasser ist das wichtigste „Überlebens-
mittel“ für Menschen sowie für die Tier- und
Pflanzenwelt. Insbesondere Trinkwasser ist
darüber hinaus das wichtigste Lebensmittel
für den Menschen und kann durch nichts
ersetzt werden.Der Schutz des Trinkwassers
ist daher eine besonders wichtige Aufgabe
der öffentlichen Hand - ein vorrangiges
Handlungsfeld der Daseinsvorsorge, des
Umweltschutzes sowie der Gesundheits-
vorsorge und des Verbraucherschutzes.

Anders als beispielsweise Strom und Gas
ist Wasser kein beliebiges Wirtschaftsgut,

sondern ein Lebensmittel,
das dort, wo es benötigt
wird, zur richtigen Zeit, in
ausreichender Menge und
in der erforderlichen Güte
verfügbar sein muss. Im in-
ternationalen Vergleich ist
das Qualitätsniveau der
deutschen Wasserversor-
gung beispielhaft. Um die-

sen hohen Standard zu bewahren, halten
die Kommunen bestimmte Voraussetzun-
gen für unverzichtbar:

• Vorrang der ortsnahen Versorgung: Der
Gebietsschutz in der Wasserversorgung ist
im Zusammenhang mit der Ausweisung
von Wasserschutzgebieten und ortsnahen
Versorgungs-Strukturen entscheidendes
Fundament der hohen Trinkwasserqua-
lität und der wirksamen Umsetzung wich-
tiger Gewässerschutz-Maßnahmen. Län-
gere Leitungswege sind mit Qualitätsein-
bußen und einem Minus an Grundwasser-
schutz verbunden. Größere Transportwe-
ge können die Verkeimung des Wassers
beschleunigen. Außerdem könnte mit der
Liberalisierung der Wasserversorgung das
Interesse an der lokalen Verantwortung
für vorsorgenden Gewässer-, Grundwas-
ser- und Bodenschutz erlöschen.

• Durchleitung gefährdet hygienischen
Standard: Der Wegfall ausschließlicher
Wegenutzungsrechte gibt Wettbewer-
bern nicht nur die Möglichkeit, konkurrie-
rende Leitungsnetze zu bauen, sondern
auch,Wasser durch bestehende Rohrnetze
zu leiten. Bei Durchleitung von Wasser un-
terschiedlicher Qualität und Zusammen-
setzung ist die Erhaltung der hohen Stan-
dards der Trinkwasserversorgung tech-
nisch gefährdet oder ganz unmöglich. Un-
terschiedliche Wasserqualität erfordertFo
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Sieht so die Zukunft einer liberalisierten 
Wasserversorgung aus? 
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tung von bis zu 5.000 kW als so genannte
Kleinwasserkraftwerke. Zu den größten
Wasserkraftwerken in Nordrhein-Westfa-
len zählen die großen
Talsperren-Standorte
in Sauerland und Eifel
sowie die großen
Ruhrkraftwerke im
Ruhrgebiet. Beispiel-
haft seien hier die Big-
getalsperre (17 MW),
die Urfttalsperre (16 MW), das Kraftwerk
am Baldeneysee (9 MW) und die Möhne-
talsperre (8 MW) genannt.

Darüber hinaus wird an der Ruhr das
Pumpspeicherkraftwerk Herdecke - das
größte Wasserkraftwerk in NRW - mit ei-
ner installierten Leistung von 153 Mega-
watt (MW) betrieben. Bei der Stromerzeu-
gung durch Pumpspeicherkraftwerke für
den Spitzenbedarf handelt es sich jedoch
definitionsgemäß nicht um die Erzeugung
regenerativer Energie.

RENAISSANCE DER WASSERKRAFT

In den vergangenen Jahren erlangte
die Wasserkraft neue Bedeutung. Vor dem
Hintergrund des gesellschaftlichen Be-
dürfnisses zum Schutz des Klimas kann
diese erneuerbare Energie - verantwort-
lich genutzt - eine klimaschonende, nach-
haltige und ökologisch verträgliche Form

daher unterschiedliche Rohre, und eine
Durchleitung würde nicht zu kontrollie-
rende gesundheitliche Risiken schaffen.

• Versorgungssicherheit im Interesse der
Bürger: Die Wasserversorgung liegt im In-
teresse der Allgemeinheit. Sie muss des-
halb dauerhaft zuverlässig - also unab-
hängig von den Unwägbarkeiten des
Marktes - und flächendeckend - also bis in
den letzten Winkel des Landes hinein - so-
wie umweltschonend sichergestellt wer-
den. Dies ist innerhalb der geschlossenen
Versorgungsgebiete sowohl in dünn be-
siedelten Gebieten wie auch in Ballungs-
räumen gleichermaßen gewährleistet. Im
Fall der Liberalisierung besteht die Gefahr,
dass die gleichmäßige Versorgungs-
sicherheit im Interesse der Bürger nicht
mehr garantiert oder nicht ohne erhebli-
che Preiserhöhungen realisiert werden
kann.

• Gebührenvergleich irreführend: Ein inter-
nationaler Vergleich ist bei den Gebühren
für Frischwasser nicht ohne Weiteres
möglich. So ist es in Deutschland Stan-
dard, dass Wasser aus der öffentlichen 
Frischwasser-Versorgung auch zum
Spülen, Kaffee kochen oder Zähne putzen
verwendet werden kann. In Spanien da-
gegen ist dies nicht der Fall. Hier muss

Wasser für den direkten menschlichen
Gebrauch in Kanistern zugekauft werden
(Preis: 0,95 Euro bis 3,00 Euro für einen 
5-Liter-Kanister Wasser). Ein direkter Ver-
gleich allein der Frischwasserpreise -
sprich: Bezugspreise für das Leitungswas-
ser - ist daher nicht möglich und wäre
auch ohne Aussagekraft. ●

Wasserversorgung gehört seit jeher zu den urei-
gensten Aufgaben gemeindlicher Selbstverwal-
tung, die im Rahmen der Daseinsvorsorge - und
damit unter öffentlichem Einfluss und öffentli-
cher Kontrolle - wahrgenommen wird. Demge-
genüber können Wettbewerb und Privatisierung
kein Selbstzweck sein, sondern haben nur dann
eine Berechtigung, wenn sie den Bedürfnissen
der Bürgerinnen und Bürger entgegenkommen
und weiterhin eine sichere Ver- und Entsorgung
gewährleistet ist. Der Städte- und Gemeinde-
bund NRW spricht sich deshalb für eine Wasser-
versorgung durch kommunale oder private Un-
ternehmen auf der Grundlage geschlossener
Versorgungsgebiete aus.Diese Regelung hat sich
bewährt und stellt für die Verbraucher und Ver-
braucherinnen die kostengünstigste Lösung dar.
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Jede Menge Strom aus
fließendem Wasser

Dipl.-Geogr. Stefan
Prott ist Mitarbeiter der
Landesinitiative 
Zukunftsenergien NRW
und Leiter des Büros für
Wasserkraft NRW

D E R  AU TO R

Das 1914 im 
Jugendstil erbaute

Kraftwerk 
Heimbach zeigt als 

Industriemuseum
die Nutzung der 
Wasserkraft des 

Urftsees
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In Deutschland findet man unter dem Begriff
der Wasserkraftnutzung eine Vielzahl von
Nutzungsformen. Die Energie des Wassers
kann an Flüssen und Bächen,Talsperren,in Ab-
wasser-Systemen (Kläranlagen) und auch in
Leitungs-Systemen für Brauch- und Trinkwas-
ser genutzt werden. Dabei kann es sich um
kleinste Standorte handeln,an denen zum Bei-
spiel durch ein Wasserrad eine installierte Leis-
tung von drei bis vier Kilowatt genutzt wird.

Der Großteil der Wasserkraftanlagen wird
mit Turbinen betrieben, die eine Leistung von
bis zu mehreren 10.000 kW nutzen. Innerhalb
der „Internationalen Union der Erzeuger und
Verteiler Elektrischer Energie“ (UNIPEDE) hat
man sich darauf verständigt,Wasserkraftwer-
ke weltweit nach folgenden Leistungskriterien
einzuteilen:

Kleinwasserkraftwerk < 10.000 kW
Mikrowasserkraftwerk < 5.000 kW
Miniwasserkraftwerk < 2.000 kW
(Kleinstwasserkraftwerk)

In Deutschland bezeichnet man Was-
serkraftwerke mit einer installierten Leis-

Obwohl bereits drei Viertel des 

Potenzials an Wasserkraft in NRW zur 

Energie-Gewinnung genutzt wird, ist ein

weiterer Ausbau möglich - vor allem

durch Anlagen-Optimierung



Ab 2008 findet dies nur Anwendung
auf Laufwasserkraftwerke, die im Zusam-
menhang mit einer - nicht primär zur En-
ergie-Erzeugung durch Wasserkraft ent-
standenen - Wehranlage errichtet werden
und durch die der ökologische Zustand we-
sentlich verbessert wird. Auch die so ge-
nannte große Wasserkraft - fünf bis 150
MW installierte Leistung - wird künftig von
der EEG-Vergütung profitieren, sofern be-
reits bestehende Wasserkraftwerke bis En-
de 2012 erneuert, optimiert und ausgebaut
werden.

Zusätzlich bedarf es einer erheblichen
Verbesserung des gewässerökologischen
Zustands. Hier liegen die Vergütungen für
die zusätzlich errichtete installierte Leis-
tung bei bis zu 7,67 Cent/kWh. Die NRW-
Naturschutzverbände unterstützen eine
behutsame Optimierung der Wasserkraft-
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RWKRAFTWERKSARTEN

NACH FUNKTION

Laufwasserkraftwerke zeichnen sich durch

geringe Fallhöhe und stetiges Wasserangebot

aus. Somit können sie die Stromversorgung im

Grundlastbereich unterstützen.

Speicherkraftwerke haben ein oberes Spei-

cherbecken und ein unteres Sammelbecken. Auf

den Bedarf an Spitzenstrom kann über die Was-

sermassen im Speicherbecken reagiert werden.

Pumpspeicherkraftwerke dienen hauptsäch-

lich der Speicherung von Energie.Wasser wird in

Zeiten geringen Strombedarfs in höhere Spei-

cherbecken gepumpt,um damit in Spitzenzeiten

auf Abruf Strom zu erzeugen.
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einer dezentralen Energieerzeugung sein.
Zurzeit liegt der Anteil der erneuerba-

ren Energien an der deutschen Stromer-
zeugung bei etwa acht Prozent. Im Jahre
2001 wurden 25,80 Terawattstunden
(TWh) (4,5 Prozent) und in dem regenar-
men Jahr 2003 etwa 20,35 TWh (4,3 Pro-
zent) Strom durch Wasserkraft erzeugt.
Damit wird der größte Teil des Stroms aus
erneuerbaren Energien durch die gut
5.500 Wasserkraftanlagen in Deutschland
bereitgestellt. In Nordrhein-Westfalen
werden derzeit jährlich rund 528 Giga-
wattstunden (GWh) Strom durch Wasser-
kraft erzeugt. Das bedeutet, dass etwa 75
Prozent des vorhandenen Potenzials be-
reits genutzt werden.

Experten sehen jedoch Möglichkeiten,
künftig in NRW noch mehr Strom durch
die Wasserkrafttechnik zu erzeugen. Das
bezieht sich vor allem auf die Reaktivie-
rung von Altstandorten sowie die Opti-
mierung bereits aktiver Wasserkraftwer-
ke. Das NRW-Ministerium für Umwelt und
Naturschutz, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz hat vor diesem Hintergrund ei-
ne Studie in Auftrag gegeben, welche die
Möglichkeiten einer nachhaltigen und ge-
wässerökologisch vertretbaren Wasser-
kraftnutzung an nordrhein-westfälischen
Fließgewässern bewerten soll. Ergebnisse
aus dieser Untersuchung sind bis zum
Sommer 2004 zu erwarten. Darüber hin-
aus werden Potenziale in der Energie-
Rückgewinnung in Trinkwasser-, Brauch-

EIN FLUSS GEHT DURCHS
MUSEUM

Die Ems steht im Mittelpunkt einer neuen Ausstel-

lung, die derzeit im Westfälischen Museum für Na-

turkunde in Münster zu sehen ist. Auf 1.400 Quadratme-

tern werden die unterschiedlichen Funktionen des Flus-

ses als Wasserreservoir,Nahrungsquelle,Energielieferant,

Waschplatz oder Badeanstalt dargestellt. Dabei gliedert

sich die Schau in drei Bereiche.Im Hof des Museums wer-

den die Landschaft und eine Nachbildung des Emslaufes

auf 600 Quadratmetern präsentiert und im Planetarium

stellt eine Multivisionsschau Deutschlands kleinsten

Strom vor. Im Inneren des Museums warten 800 Expona-

te auf die Besucher, darunter auch ein Modell (Foto), das

die Strömung des Flusses veranschaulicht. Die Ausstel-

lung ist ein Beitrag des Landschaftsverbandes Westfa-

len-Lippe (LWL) zur Regionale 2004 und ist bis zum 28.

November 2004 zu sehen.

wasser- und Abwasser-Systemen gese-
hen.

Die Nutzung der Wasserkraft wird
künftig durch den gesetzlichen Rahmen
bestimmt, den auf europäischer Ebene
beispielsweise die EU-Wasserrahmen-
richtlinie (Vergleichbarkeit der Wasser-
wirtschaft, Zielsetzung des gewässeröko-
logisch guten Zustands oder Potenzials)
sowie die EU-Richtlinie zur Förderung der
Erneuerbaren Energien (Steigerung des
Anteils bis 2010 auf zwölf Prozent des EU-
Energieverbrauchs) vorgeben. Auf Bun-
desebene sind das Wasserhaushalts- so-
wie das Bundesnaturschutzgesetz, wel-
che dem Klimaschutz eine besondere Be-
deutung zuweisen, für die Genehmigung
von Wasserkraftprojekten heranzuziehen.

HÖHERE VERGÜTUNG

Am 2. April 2004 hat der Bundestag das
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) verab-
schiedet, das den Vorrang und die Vergü-
tung der erneuerbaren Energien im Inter-
esse des Klima- und Umweltschutzes re-
gelt. Danach wird künftig der Strom aus
Wasserkraft nach folgenden Kriterien ver-
gütet:

• bis einschließlich 500 kW mindestens
9,67 Cent/kWh

• bis einschließlich 5.000 kW mindestens
6,65 Cent/kWh

Aktiver Tierschutz: die Umgehungsrinne für 
Fische beim Wasserkraftwerk Möhnebogen
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wurde, setzt sich für die Erhöhung des
Stromanteils aus Wasserkraft in NRW ein.
Dabei gilt es, Informationen und Angebo-
te zu vernetzen sowie kurze Vermittlungs-
wege zwischen Fachleuten (Betreibern von
Wasserkraftanlagen, Wasserbehörden,
Planern, Anlagenbauern, Naturschutzver-
bänden, Angelvereinen) herzustellen. So-
mit soll einer sinnvollen Kooperation der
Weg bereitet werden, in der Ökonomie
und Ökologie gemeinsam Vorschub geleis-
tet werden kann. Dies führt zu tragbarem
Konsens zur Realisierung von Umwelt- und
Naturschutzaspekten. ●
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sich in der „Wasserkraftanlage Möhnebo-
gen GmbH“ zusammengefunden haben.
Der Bau des Wasserkraftwerks wurde mit
der Sanierung des für die Trinkwasser-Ge-
winnung bedeutsamen Wehres kombi-
niert. Die eingebaute Kaplan-Turbine mit
einer Leistung von 250 kW soll nach den
Vorstellungen der Betreiber rund eine Mil-
lion kWh pro Jahr erzeugen. Beinahe 600
Tonnen Kohlendioxid werden so vermie-
den.

Besonders hervorzuheben ist an diesem
Beispiel, dass eine frühzeitige Einbezie-
hung der benachbarten Interessen wie Na-
turschutz, Fischerei und Angelsport es er-
möglichte, deren Belange in der Planung
zu berücksichtigen. Deshalb konnten die
Betreiber nach etwa einem Jahr eine was-
serrechtliche Zulassung vorweisen und zü-
gig mit der Realisierung des Projekts be-
ginnen. Von Beginn an wurde die Umset-
zung durch ein ökologisches Beweissiche-
rungs-Verfahren begleitet, wodurch auch
die Bauphase so verträglich wie möglich
gestaltet wurde. Durchgängigkeit für Fi-
sche wurde durch eine Umgehungsrinne
geschaffen.

Der Bund wie auch die Länder unter-
stützen Projekte im Bereich der erneuer-
baren Energien. Auf Bundesebene werden
durch das „Programm zur Förderung er-
neuerbarer Energien“ im Rahmen des
KfW-Programms zur Kohlendioxid-Minde-
rung auch Wasserkraftprojekte gefördert.
Die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW)
gewährt langfristige zinsgünstige Darle-
hen mit Festzinssätzen und tilgungsfreien
Anlaufjahren, die jederzeit ohne Kosten
vorzeitig zurückgezahlt werden können.

ZUSCHÜSSE UND DARLEHEN

Das Land Nordrhein-Westfalen bietet
über das Programm „Rationelle Energie-
verwendung und Nutzung unerschöpfli-
cher Energiequellen“ (REN) die Möglich-
keit, die Realisierung von Wasserkraftpro-
jekten durch verlorene Zuschüsse wie auch
zinsgünstige Darlehen zu fördern. Die
Möglichkeit zur Kumulation ist jeweils zu
prüfen. Seit Beginn dieses Programms
1988 wurden in NRW insgesamt 154 Was-
serkraftprojekte, mit einer Leistung von
mehr als 15 MW mit einer Fördersumme
von mehr als zehn Mio. Euro unterstützt.

Das Büro für Wasserkraft NRW, das im
Rahmen der Landesinitiative Zukunfts-
energien NRW 2001 ins Leben gerufen

nutzung, sofern gewässerökologische Be-
dürfnisse berücksichtigt werden.

Vor einer Realisierung von Wasser-
kraftprojekten gilt zum einen, sich über
die Wirtschaftlichkeit und den Genehmi-
gungsverlauf Gedanken zu machen.
Außerdem ist es sinnvoll, sich rechtzeitig
über die von dem Wasserkraftprojekt
berührten Interessen wie beispielsweise
Naturschutz (Herstellung der Durchgän-
gigkeit von Fließgewässern), Fischerei
(Fischschutz), Wassersport und Denkmal-
pflege zu informieren.

In frühzeitiger Absprache mit der Was-
serbehörde gilt es, zum richtigen Zeit-
punkt die Unterstützung anerkannter In-
genieurbüros sowie der Wasserkraftver-
bände einzufordern. Bei der Projektierung
im Wasserkraftbereich handelt es sich im-
mer um Ingenieurbauwerke, die auf jeden
Einzelstandort individuell zu planen sind.
Um zeitraubende Nachbesserungen und
funktionsuntüchtige Maßnahmen von
Anfang an auszuschließen, ist eine solche
Einbindung erfahrener Ingenieurbüros
geboten.

Erfahrung im Umgang mit Genehmi-
gungsbehörden seitens des Planung- und
Ausführungsunternehmens ist also eine
wichtige Voraussetzung, um zügig zu ei-
ner Genehmigung des Wasserkraftpro-
jekts zu gelangen. So können viele Hürden
durch Vollständigkeit der Antragsunterla-
gen frühzeitig genommen werden, was
das Genehmigungsverfahren zeitlich effi-
zient beeinflusst.

AUSBAU NACH SANIERUNG

Beispielhaft sei hier das Projekt „Möh-
nebogen“ genannt. Bei diesem Wasser-
kraftwerk handelt es sich um ein Gemein-
schaftsprojekt zwischen den Stadtwerken
Arnsberg und einem privaten Investor, die

Erstinformation und Fachberatung
Landesinitiative Zukunftsenergien NRW
Büro für Wasserkraft NRW
Haus Düsse 2
59505 Bad Sassendorf
Tel.02945-989-189
Fax 02945-989-133
e-Mail: prott@energieland.nrw.de
www.wasserkraft.nrw.de
www.energieland.nrw.de

Energieagentur NRW
Kasinostraße 19-21
42103 Wuppertal
Tel.0202-24552-16
www.ea-nrw.de

Arbeitsgemeinschaft Wasserkraftwerke e.V.
Auf Hasselt 12
54636 Rittersdorf 
Tel.06561-683132
www.wasserkraft.org

Genehmigung
Auskunft über die Zuständigkeiten für wasserrechtliche
Genehmigungsverfahren erteilen die Unteren Wasser-
behörden (Kreise) sowie die Oberen Wasserbehörden
(Bezirksregierungen)

Förderung
REN-Breitenförderung
Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung
und Bauwesen des Landes NRW (ILS)
Ruhrallee 1-3
44139 Dortmund
Tel.0180-3100-110
www.ren-breitenfoerderung.nrw.de

Kreditanstalt für Wiederaufbau
Palmengartenstraße 5-9
60325 Frankfurt am Main
Telefon: 069-74 31-0
www.kfw.de
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Die meisten Wasserkraftwerke werden heute mit
geschlossenen Turbinen betrieben
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An alle Kommunen, die sparen wollen:

Sie wollen Abwicklung und Versand von Wahlbenachrichtigungskarten
optimieren? Dann sind wir der richtige Partner für Sie. Denn unsere Spezialisten
haben umfassende Erfahrung entlang der gesamten Prozesskette. Materialbeschaf-
fung, Druck, Kuvertierung, Freimachung und Versand erhalten Sie als Leistungs-
paket komplett aus einer Hand: So gewinnen Sie nicht nur mehr Zeit für die Erstel-
lung des Wählerverzeichnisses und für die rechtzeitige Benachrichtigung der
Wahlberechtigten, sondern reduzieren außerdem die Kosten für erneutes Nach-
senden. Näheres, auch über unsere anderen Lösungen, unter 018 05/33 44 60
(12 ct je angefangene 60 Sek. im Festnetz der Deutschen Telekom) oder unter
www.deutschepost.de/kommunen

Wir bringen Ihnen nicht nur die Post, 

sondern auch Wählerstimmen.
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gung über Kanäle die Sicherheit der
Schmutzwasser-Beseitigung erhöht, was
der Volksgesundheit dient.

Im Übrigen ist es ständige Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts
(zuletzt: Beschluss vom 19.12.1997 - Az.: 8 B
234.97 -, UPR 1998, S. 192ff.), dass das Ei-
gentumsrecht eines Grundstücks-Ei-
gentümers, der auf seinem Grundstück ei-
ne private Kleinkläranlage oder eine ab-
flusslose Grube betreibt, von vornherein
eingeschränkt ist. Er darf diese dezentra-
len Entwässerungsanlagen auf seinem
Grundstück nämlich nur solange benut-
zen, bis die Gemeinde das Abwasser von
seinem Grundstück in den öffentlichen
Abwasserkanal vor seinem Grundstück
übernimmt. In sei-
nem Beschluss
vom 5.6.2003 (Az.:
15 A 1738/03;
NWVBl. 2003, S.
435ff.) hat das OVG
NRW außerdem
nochmals be-
stätigt, dass für ei-
nen Grundstücks-
Eigentümer An-
schlusskosten von
25.000 Euro (ohne
Kanalanschluss-
beiträge) noch zu-
mutbar sind, um
sein Grundstück mit Wohnhaus an die öf-
fentliche Abwasseranlage (Kanal) anzu-
schließen (so bereits: OVG NRW, Urteil
vom 18.6.1997 - Az.: 22 A 1406/96 - StGRat
10/1997, S. 284 f.).

URTEIL ZUM REGENWASSER

Völlig überraschend hat nun das OVG
NRW mit Urteil vom 28.01.2003 (Az.: 15 A
4751/01; NWVBl. 2003, S. 380ff.) entschie-
den, dass ein Anschluss- und Benutzungs-
zwang für Niederschlagswasser an die ge-
meindliche Abwasseranlage auf der
Grundlage des § 9 Satz 1 GO nicht ange-
ordnet werden kann. Das OVG NRW be-
gründet seine neue Rechtsprechung da-

mit, dass in § 9 Satz 1 GO NRW der Begriff
„Kanalisation“ im Zusammenhang stehe
mit dem Obergriff „und ähnliche der
Volksgesundheit dienende Einrichtun-
gen“. Die Beseitigung des Niederschlags-
wassers (Regenwassers) diene aber - so
das OVG NRW - in dem zu entscheidenden
Fall nicht der Volksgesundheit. Denn eine
Ableitung des Regenwassers von dem
Grundstück der Klägerin erfolge im Trenn-
kanalsystem (Schmutzwasserkanal, Re-
genwasserkanal), so dass kein Anschluss-
und Benutzungszwang angeordnet wer-
den könne (anders noch: OVG NRW, Urteil
vom 5.7.1982 - Az.: 2 A 150/80).

Im Übrigen sei im Landeswassergesetz
NRW auch keine Abwasser-Überlassungs-

Abwasser ist Schmutzwasser und Regen-
wasser. Fällt Abwasser auf einem privaten
Grundstück an, wird es der kommunalen

A b w a s s e r e n t s o r -
gungs-Einrichtung
der Stadt zur Beseiti-
gung oder zur Reini-
gung zugeführt.
Hierfür zahlt der
G r u n d s t ü c k s - E i -
gentümer Abwasser-
gebühren. Das Ober-
verwaltungsgericht

für das Land Nordrhein-Westfalen in
Münster (OVG NRW) hat im Jahr 2003
zwei Urteile gefällt, die für den Bereich der
kommunalen Abwasserbeseitigung von
elementarer Bedeutung sind. Im Hinblick
auf die Beseitigung von Regenwasser ist
eine rasche Änderung des Landeswasser-
gesetzes NRW zwingend erforderlich.

Mit Beschluss vom 5.6.2003 (Az.: 15 A
1738/03; NWVBl. 2003, S. 435ff.) hat das
OVG NRW nochmals klargestellt, dass ein
Grundstück an den öffentlichen Abwas-
serkanal anzuschließen ist, wenn vor dem
Grundstück ein betriebsfertiger Abwas-
serkanal durch die Gemeinde hergestellt
worden ist. Das Argument, eine private
Kleinkläranlage erreiche die gleiche Reini-
gungsleistung wie eine Abführung des
Abwassers über den öffentlichen Abwas-
serkanal, greift nach dem OVG NRW nicht
durch, weil eine zentrale Abwasserbeseiti-
gung durch die Gemeinde bereits einen
maßgeblichen Gesichtspunkt der Volks-
gesundheit darstellt. Denn hierdurch wer-
den der Betrieb einer Vielzahl von Klein-
kläranlagen, die ständige Überprüfung ih-
rer Funktionstüchtigkeit und der Erlass
von Sanierungs-Anordnungen bei festge-
stellten Missständen überflüssig. Folglich
wird durch die zentrale Abwasserbeseiti-

Abwasser ist nicht
gleich Abwasser

Dr. jur. Peter Queitsch
ist Hauptreferent für
Umweltrecht beim
Städte- und 
Gemeindebund NRW
sowie kaufmännischer
Geschäftsführer der 
Abwasserberatung
NRW e.V.
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Durch ein Urteil des Oberverwaltungs-

gerichtes NRW wurde der Anschluss- 

und Benutzungszwang bei Regenwasser 

ausgehebelt - mit erheblichen finanziellen

Folgen für die Gebührenzahler

REGEN AUF RICHTIGEN
WEGEN

Ein Grabensystem im Stadtgarten von Bottrop

(Foto) sorgt künftig dafür, dass Grund- und Nie-

derschlagswasser nicht einfach in die Kanalisati-

on gelangen. Das rund 1,3 Kilometer lange Ge-

wässer nimmt das Regenwasser des Jahnstadi-

ons und der Wege im Stadtgarten auf. Das Pilot-

projekt ist eine Gemeinschaftsaktion der Stadt

Bottrop mit der Emscher-Genossenschaft und

ein weiterer Baustein im „Zukunftsvertrag Re-

genwasser“. Damit sollen in der Emscherregion

Konzepte zur nachhaltigen Regenwasser-Be-

wirtschaftung gefördert werden.Bei großflächi-

ger Versiegelung kann Regenwasser oft nicht

versickern und gelangt in die Kanalisation. Im-

mer größere Wassermengen machen dann eine

kostenintensive Erweiterung der Kanalnetze

notwendig.
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pflicht geregelt, auf deren Grundlage ein
Anschluss- und Benutzungszwang be-
gründet werden könne. Auslöser des Ur-
teils war die Einführung der getrennten
Regenwassergebühr in der beklagten
Stadt gewesen. Die Klägerin war nicht be-
reit, die verursachergerechte Mehrbela-
stung durch die Einführung der getrenn-
ten Regenwassergebühr (rund 100.000
Euro pro Jahr) zu tragen.

Das Urteil hat negative
Folgewirkungen. Zwar be-
trifft es einen besonders ge-
lagerten Einzelfall - einen Ge-
werbebetrieb mit der Mög-
lichkeit der eigenen Ablei-
tung des Regenwassers in ei-
nen Bach hinter dem Be-
triebsgrundstück. Gleichwohl
war der Gewerbebetrieb seit 1979 an den
Regenwasserkanal der Stadt angeschlos-
sen. Diese hatte unter hohem Kostenauf-
wand - und in Erfüllung ihrer Abwasser-
beseitigungspflicht - ein Regenrückhalte-
becken gebaut, um das Regenwasser
(auch des Gewerbebetriebes) dosiert und
somit gewässerverträglich in ein Gewäs-
ser einzuleiten.

Diese abwassertechnischen Investitio-
nen wurden nunmehr nachträglich ent-
wertet. Durch die Abkopplung des obsie-
genden Gewerbebetriebes wird die ge-
trennte Regenwassergebühr für alle an-
deren Abwassergebührenzahler steigen.
Hinzu kommt, dass der Landesgesetzge-
ber solche Entwicklungen gerade verhin-
dern wollte. Denn mit der Regelung zur
ortsnahen Regenwasser-Beseitigung (§ 51
a LWG NRW) hat er klargestellt, dass
grundsätzlich nur für Grundstücke, die
nach dem 1.1.1996 erstmals bebaut, befe-
stigt oder an die öffentliche Kanalisation
angeschlossen werden sollen, zu prüfen
ist, ob das anfallende Regenwasser auf
diesem Grundstück beispielsweise durch
Versickerung und ohne Beeinträchtigung
des Wohls der Allgemeinheit - etwa durch
Vernässungsschäden an Gebäuden des
Nachbargrundstücks - beseitigt werden
kann.

LANDESWASSERGESETZ ÄNDERN

Vor diesem Hintergrund ist die rasche
Regelung einer Abwasserüberlassungs-
pflicht für Schmutz- und Regenwasser -
wie in anderen Bundesländern - in einem
geänderten Landeswassergesetz NRW

zwingend erforderlich. Anderenfalls wür-
den weiterhin abwassertechnische Inve-
stitionen der Städte und Gemeinden
nachträglich entwertet oder abwasser-
technische Maßnahmen zur Regenwas-
serbeseitigung nicht mehr planbar. In der
Zwischenzeit ist es insbesondere die Auf-
gabe der unteren Wasserbehörden, eine
wasserrechtliche Einleitungs-Erlaubnis im

Hinblick auf eine eigen-
ständige Regenwasser-
Beseitigung in enger
Abstimmung mit der je-
weiligen Stadt oder Ge-
meinde sorgfältig zu
prüfen.

In Anbetracht der
wasserwirtschaftlichen
Vorsorge-Strategie - ins-

besondere zur Vermeidung von Über-
schwemmungen und Vernässungsschä-
den an Gebäuden auf Nachbargrund-
stücken - entspricht es nicht dem Wohl
der Allgemeinheit, dass jedermann das
auf seinem Grundstück anfallende Regen-

wasser nach freiem Belieben beseitigen
kann. Wird eine erforderliche wasser-
rechtliche Einleitungs-Erlaubnis durch die
untere Wasserbehörde nicht erteilt, muss
auch ohne Anschluss- und Benutzungs-
zwang auf der Grundlage des § 9 Satz 1 GO
NRW der Anschluss an die gemeindliche
Abwasseranlage zur Beseitigung des auf
dem privaten Grundstück anfallenden Re-
genwassers bestehen bleiben, weil das
private Grundstück anderenfalls nicht
ordnungsgemäß abwassertechnisch er-
schlossen ist.

Schließlich bleibt darauf hinzuweisen,
dass es für die Gebühren-Erhebung keine
Rolle spielt, ob ein Anschluss- und Benut-
zungszwang an die gemeindliche Abwas-
seranlage besteht. Entscheidend ist allein,
ob die gemeindliche Abwasseranlage durch
den Grundstücks-Eigentümer zur Beseiti-
gung des Niederschlagswassers auf seinem
Grundstück genutzt wird (vgl. OVG NRW,
Urteil vom 5.9.1986 - 2 A 3140/83 -, GemHH
1987, S. 117; Queitsch ZKF 2001, S. 2ff, S. 6ff.
zum Fremdwasser). ●

W A S S E R

FINANZPOLITISCHE VERSÄUMNISSE 2003 RÄCHEN SICH

Die Politik hat es im letzten Jahr nicht geschafft, entgegen ihren Ankündigungen eine wirkliche Ge-

meindefinanzreform auf den Weg zu bringen. Auch die den Kommunen zugesagte Entlastung in Höhe

von 2,5 Milliarden Euro jährlich aus der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe ist entgegen

aller Ankündigungen noch offen. Das hat verheerende Auswirkungen. Die Schulden der Kommunen von

mehr als 90 Milliarden Euro explodieren weiter.

Immer mehr Städte und Gemeinden sind finanziell am Ende und müssen selbst ihr Personal über Kassen-

kredite finanzieren. Die Kassenkredite nahmen von elf Milliarden Euro im Jahre 2002 auf 16 Milliarden Eu-

ro zu.Das ist eine Steigerung um mehr als 30 Prozent. „Diese verhängnisvolle Spirale nach unten muss end-

lich gestoppt werden. Ohne zusätzliche kommunale Investitionen wird es vor Ort keine Arbeitsplätze und

damit keine Hoffnung für die Menschen geben“, sagte das Geschäftsführende Präsidialmitglied des Deut-

schen Städte- und Gemeindebundes, Dr. Gerd Landsberg, in Berlin.

Die Politik muss endlich die Kraft finden, die Finanzausstattung der Städte und Gemeinden nachhaltig zu

verbessern. Dies muss Vorrang vor weiteren Steuererleichterungen haben. „Notwendig ist ein Bündnis für

Finanzverantwortung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden mit dem klaren Ziel, die Investitionskraft

zu stärken und die dramatische Staatsverschuldung abzubauen“,sagte Landsberg.Auch die Bereitschaft der

Bürger, Geld auszugeben, um die lahmende Inlandsnachfrage anzukurbeln, hängt von mehr Investitionen

ab.

Wenn die Bürgerinnen und Bürger ständig erleben müssen, wie Straßen, Wege, Plätze und Schulen weiter

verfallen und das örtliche Handwerk vergeblich auf öffentliche Aufträge wartet, wird es keinen Stim-

mungsumschwung geben. Nur wer lokal Hoffnungssignale setzt, wird auch deutschlandweit für mehr

Wachstum, mehr Arbeitsplätze und damit für den ersehnten Aufschwung sorgen. Ohne diese Maßnahmen

wird sich der Abstieg Deutschlands weiter fortsetzen. (DStGB-Pressemitteilung 36/2004 vom 10.05.2004)
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Reviers befinden sich in lockeren Terras-
sen-Sedimenten, die es erforderlich ma-
chen, das Wasser vorab am Zulauf in den
Tagebau zu hindern. Daher wird durch
mehr als tausend Brunnen im Rheinischen
Braunkohlenrevier das Grundwasser ge-
hoben, um das Grundwasserniveau unter-
halb des tiefsten Punktes des jeweiligen
Tagebaus zu halten.

ABPUMPEN VORÜBERGEHEND

Dies bedingt, dass nicht nur der Bereich
des Tagebaus sondern auch weite Berei-
che des Tagebau-Umfelds trocken gehal-
ten werden. Nicht immer wird bedacht,
dass dieser Zustand nur vorübergehend
für die Rohstoff-Gewinnung künstlich ge-
schaffen wurde. Nach der
Rohstoff-Gewinnung wer-
den die Wasserhaltungs-
Maßnahmen wieder einge-
stellt, und der natürliche
Grundwasserhorizont stellt
sich in der Regel mit der Zeit
wieder ein.

Obgleich die Aufgaben
der Wasserhaltung in der
Steine- und Erden-Industrie
grundsätzlich dieselben
sind wie beispielsweise in

der Braunkohlengewinnung, unterschei-
den sich die Wasserhaltungs-Maßnah-
men in einigen Punkten. So werden keine
großräumigen Grundwasser-Absenkun-
gen durchgeführt. Somit kommen in der
Regel auch keine Entwässerungs-Brunnen
zum Einsatz. Die gefassten Wassermen-
gen sind - sowohl absolut als auch auf die
Wertmineral-Fördermengen bezogen -
deutlich geringer und schwanken stark.

Grundsätzlich anders ist die Situation
im Steinkohlenbergbau. Hier kommt es
durch Entnahme des Rohstoffes Steinkoh-
le im Allgemeinen zu Senkungen der
Oberfläche. Diese Senkungszonen beein-
flussen den Wasserhaushalt nachhaltig.
Zum einen kommt es am Rand der 
Senkungszonen zu Neigungs-Änderun-

gen, welche die
Fließrichtung von
Bächen und Flüs-
sen sowie des

Die bergbauliche Gewinnung von Roh-
stoffen stellt immer einen Eingriff in den
Naturhaushalt dar. Neben der Bewegung

des Erdreichs und des
Gesteins zum Errei-
chen des zu gewin-
nenden Rohstoffs ist
die Beherrschung des
zufließenden Was-
sers eine der größten

Herausforderungen für den Bergbaube-
trieb. Im Steinkohlenbergbau an der Ruhr
wurden im Jahr 2002 etwa 120 Mio. Ku-
bikmeter Grubenwasser und im nord-
rhein-westfälischen Braunkohle- und
Nichtkohlebergbau rund 600 Mio. Kubik-
meter Grundwasser gehoben.

Die unterschiedliche Terminologie
„Grubenwasser - Grundwasser“ verdeut-
licht, dass es sich um verschiedene Wässer
handelt, die den Bergbau beeinflussen. Im
Tiefbau des Steinkohlenbergbaus spricht
man von Grubenwasser. Dies ist Wasser,
das dem Grubengebäude - also den
Strecken und den Abbaubereichen -, aus
dem Gebirge als Kluft- und Porenwasser
zufließt. Hinzu kommt ein geringer Teil
Brauchwasser, der von über Tage dem Be-
trieb zugeführt wird. Diese Wässer be-
zeichnet man als Grubenwasser, das ge-
hoben werden muss, damit das Gruben-
gebäude nicht voll läuft.

Ähnlich verhält es sich im Tagebau.
Auch hier würde das zufließende Wasser
den Bergbau unmöglich machen. Die
Braunkohlentagebaue des Rheinischen

Kein Bergbau 
ohne Wasser-
Ableitung

Werner Grigo ist Leiten-
der Bergdirektor bei der
Bezirksregierung Arns-
berg, Andreas Sikorski
ist dort Dezernent für
Wasserwirtschaft

D I E  AU TO R E N

Für den Steinkohlen-Bergbau wie den

Braunkohlen-Tagebau in NRW

müssen erhebliche Mengen 

Grundwasser und Grubenwasser 

abgepumpt werden - teils 

vorübergehend, teils für immer Steinkohlen-Bergbau am linken Niederrhein: Ohne Grundwasser-Pumpanlagen wie hier im
Binsheimer Feld würden Felder überschwemmt und Keller voll Wasser laufen

Landsenkung infolge des Steinkohlen-Bergbaus
führte zum Ausufern der Gewässer, so dass Bach-
und Flussläufe vertieft und begradigt werden
mussten
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Grundwassers beeinflussen können. Zum
anderen ändert sich der Grundwasser-Pe-
gel, da sich zwar die Erdoberfläche senkt,
der Grundwasserstand sich dadurch je-
doch nicht beeinflussen lässt.

Somit kann es auch hier zu Vernässun-
gen kommen. Als gegensteuernde Maß-
nahme ist es möglich, das Grundwasser
durch ständiges Abpumpen auf einem
niedrigen Niveau zu halten. Doch im Ge-
gensatz zum Braunkohlentagebau, wo die

Wasserhebung sich auf den Be-
triebszeitraum begrenzt, ist die
Änderung des Grundwasser-Pe-
gels durch den Steinkohlen-
bergbau irreversibel.

AUFNAHME VON UMWELTDATEN

Das gehobene Wasser wird,
soweit möglich, wasserwirt-
schaftlich genutzt. Beim geho-
benen Grundwasser des Rheini-
schen Braunkohlenreviers war
dies im Jahr 2002 zu 52 Prozent
der Fall. Des Weiteren wird das
Wasser genutzt, um Bereiche,
die durch den Wasserentzug
ungünstig beeinflusst würden,
lokal mit Grundwasser zu ver-
sorgen. Dies kann aus ökologi-
schen Gründen bei Feuchtgebie-
ten der Fall sein, aber auch, um
Bodenbewegungen durch den
Wasserentzug zu vermeiden.

Das übrige Wasser wird in
die Vorfluter - sprich: Bäche und
Flüsse - abgegeben oder wieder
in den Boden eingeleitet. Um
den Einfluss auf Mensch und Natur so ge-
ring wie möglich zu halten, wird die Regu-
lierung des Grundwasserstandes unter
Federführung der Bergbehörde durch ein
ständiges Monitoring (Beobachten, Kon-
trollieren, Steuern) begleitet.

Hierzu werden vor Beginn der Einwir-
kung auf das Grundwasser in einer Be-
standsaufnahme charakteristische Um-
weltdaten dokumentiert. Anschließend
werden mögliche Auswirkungen der

Grundwasser-Regulierung laufend mit-
tels eines Ampelsystems kontrolliert. Da-
bei wird neben dem Zielbereich (grün)
und dem Alarmbereich (rot) ein Warnbe-
reich (gelb) festgelegt. Während im
Alarmbereich ein unverzügliches Handeln
erforderlich wäre, ermöglicht der festge-
legte Warnbereich, frühzeitig gegensteu-
ernde Maßnahmen zu ergreifen.

Der Abbau von Steinkohle im Tiefbau
und Braunkohle sowie Steine und Erden
im Tagebau beeinflusst den Grundwas-
serhaushalt in Nordrhein-Westfalen zum
Teil erheblich und nachhaltig. Die Hand-
habung des Grundwassers und die damit
zusammenhängenden Überwachungs-
Maßnahmen stellen einen beträchtlichen
Aufwand nicht nur für den Bergbaube-
treiber, sondern auch für die beteiligten
Behörden dar. Ein Aufwand, der sich je-
doch lohnt, denn die langjährigen Erfah-
rungen mit den Instrumenten eines eva-
luierenden Monitorings haben bewiesen,
dass Bergbau durchaus umweltverträg-
lich durchgeführt werden kann. ●

Fast 200 Pumpanlagen (grüne Punkte) sind
nötig, um das abgesunkene Land im Gebiet der
Linksrheinischen Entwässerungs-Genossenschaft
trocken zu halten

STREIT ÜBER
GRUNDWASSER

Mehr als 3.000 Häuser sind in der Stadt Kor-

schenbroich von steigendem Grundwasser be-

droht. Dort war der Grundwasserspiegel in den

vergangenen Jahrzehnten wegen des Braunkoh-

len-Tagebaus im Süden abgesenkt worden.

Nachdem dieser ausgekohlt ist und zahlreiche

Pumpen abgeschaltet werden, kehrt der Grund-

wasserspiegel auf sein ursprüngliches Niveau

zurück. Hausbesitzer werfen der Kommune vor,

sie beim Kauf der Grundstücke nicht ausreichend

auf dieses Risiko hingewiesen zu haben.Zwei Ei-

gentümer sind jedoch vor dem Oberlandesge-

richt mit entsprechenden Klagen unterlegen. Es

sei Sache des Bauherrn, die Eignung des Bau-

grundes zu prüfen und das Gebäude gegebenen-

falls gegen drückendes Grundwasser zu schüt-

zen, so das Gericht. Ungeachtet dessen sucht die

NRW-Landesregierung nach einer einvernehmli-

chen politischen Lösung.
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PEGEL ONLINE

Wer sich über die Pegelstände der wichtigsten Flüsse Deutschlands informieren will, wird auf der Internetseite
www.pegelstaende.de (auch: www.wasserstaende.de oder www.pegelonline.wsv.de) fündig. Das

gewässerkundliche Informationssystem zu den Wasser-
straßen des Bundes ist ein kostenfreier Dienst der Was-
ser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes. Er richtet
sich an öffentliche Institutionen,die im Rahmen des Was-
serstands-Nachrichtendienstes und des Katastrophen-
schutzes zeitnah informiert werden müssen.Zielgruppen
sind aber auch Binnenschiffer, welche über das System
ELWIS auf diesen Datenbestand zugreifen können,sowie
die Öffentlichkeit,die vor allem bei Hochwasser die aktu-
ellen Wasserstände erfahren will.
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aber bei der Landwirtschaftskammer Nord-
rhein-Westfalen angestellt sind.

1989 einigte man sich auf eine freiwilli-
ge Zusammenarbeit - unter anderem auf-
grund der Zusage des NRW-Umweltmini-
steriums, auf eine Wasserabgabe zu ver-
zichten. Demzufolge wurde den Wasserver-
sorgern bei ihren vertraglichen Verpflich-
tungen zur Finanzierung des kooperativen
Gewässerschutzes ein außerordentliches
Kündigungsrecht eingeräumt,falls doch ein
Wasserentnahmeentgelt oder etwas Ähnli-
ches erhoben würde.

KOOPERATIONS-KOSTEN ANRECHNEN

Mit der Diskussion um die Einführung ei-
ner Wasserabgabe im September vergange-
nen Jahres haben die Wasserversorger deut-

lich gemacht, dass sie das außerordentliche
Kündigungsrecht bei Einführung eines Was-
serentnahmeentgelts in Anspruch nehmen
würden, falls keine Möglichkeit bestünde,
die Kooperations-Kosten - etwa Personalko-
sten für Beratung, interne Personalkosten
der Wasserversorger, Ausgleichszahlungen,
Projektfinanzierungen, Öffentlichkeitsar-
beit, Effizienzkontrollen und Ähnliches -
vollständig zu verrechnen. Somit stand die
Fortführung des kooperativen Wasser-
schutzes in NRW, welcher sich durch seine
Flexibilität vor Ort und niedrige Kosten aus-
zeichnet, zur Disposition.

Nach langen, intensiven Diskussionen
auf allen Ebenen wurde die vollständige
Verrechenbarkeit der Kooperations-Kosten
bei der Erhebung des Wasserentnahmeent-
gelts zugesagt und schließlich im Gesetz
festgeschrieben. Da derzeit eine Verwal-
tungsvorschrift zur Durchführung des neu-
en Gesetzes noch nicht vorliegt, ist auch die
tatsächliche Verrechenbarkeit der Kosten
im Detail noch ungeklärt. Die Wasserver-
sorgungs-Unternehmen haben zwar in der
Regel ihre Bereitschaft zur Fortsetzung der
Kooperationen in der jetzigen Form erklärt,
können aber aufgrund der fehlenden defi-
nitiven Zusage einer Verrechenbarkeit aller
Kooperations-Kosten keine endgültigen Re-
gelungen treffen.

Mit dem Kooperationsmodell Wasser-
wirtschaft-Landwirtschaft auf freiwilliger
Basis hat man vor Ort Gremien gebildet, in-
nerhalb derer alle Beteiligten nach jahre-
langer kontroverser Diskussion inzwischen
unvoreingenommen kommunizieren, um
eine existenzfähige Landwirtschaft unter
Beachtung des Wasserschutzes zu ermögli-
chen und zu praktizieren.

In den örtlichen Kooperationen kann
schnell und an die Situation angepasst auf
neue Herausforderungen reagiert werden.
Dies ist eine der Hauptstärken des koopera-
tiven Gewässerschutzes in Nordrhein-
Westfalen.Das Leitmotiv „Kooperation statt
Konfrontation“ als Basis für ein Miteinander
auch bei zunächst konträren Zielen hat sich
bewährt. Dies gilt es auch, für die Zukunft
zu erhalten.

Alle Beteiligten sind sich einig, dass der
Weg des kooperativen Gewässerschutzes
auf freiwilliger Basis der richtige ist und
weitergeführt werden muss. Dies ist nur
möglich, wenn das neue Gesetz zum Was-
serentnahmeentgelt die Verrechenbarkeit
der Kooperations-Kosten ohne Begrenzung
gewährleistet. ●

Seit 1. Februar 2004 ist das Wasserentnah-
meentgeltgesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen in Kraft. Das Gesetz sieht eine

Abgabe für die Ent-
nahme von Wasser aus
Oberflächen-Gewäs-
sern wie auch aus
Grundwasser vor. Der
Abgabesatz beträgt
4,5 Cent pro Kubikme-
ter respektive drei
Cent pro Kubikmeter

bei Entnahme zum Zweck der Verdun-
stungskühlung und 0,3 Cent pro Kubikme-
ter bei Nutzung zur Durchlaufkühlung. Die
Einnahmen sind nicht zweckgebunden und
stehen dem Land NRW zur Verfügung.

Seit 1989 setzt NRW auf den kooperati-
ven Gewässerschutz, bei dem sich vor Ort
Wasserversorger und die landwirtschaftli-
chen Betriebe auf freiwilliger Basis zu Ko-
operationen zusammenfinden und ge-
meinsam Wege zum einvernehmlichen Ge-
wässerschutz erarbeiten.„Soviel Kooperati-
on wie möglich, soviel Ordnungsrecht wie
nötig“ ist hierbei das Leitmotiv. Zentrale Ak-
teure bei der Kooperationsarbeit sind Spe-
zialberater für Wasserschutz, welche von
den örtlichen Wasserversorgern finanziert,

Sparen am Dünger
weiterhin honoriert

Dipl. Ing. agr. Birgit
Apel ist Referentin für
Pflanzenernährung,
Wasserschutz und 
Kreislaufwirtschaft im
Referat Landbau der
Landwirtschaftskammer
Nordrhein-Westfalen 
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Eine Ausnahme im Wasserentnahme-

entgeltgesetz macht es möglich, dass

Wasserwerke ihre Kooperationen mit

Landwirten zu Gunsten des Gewässer-

Schutzes fortführen können

Kooperativer 
Gewässerschutz - hier
eine Feldbegehung
mit Bauern - kostet
die Wasserversorger 
einiges Geld, das 
freilich der 
Wasserqualität
zugute kommt
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ÜBERDÜNGUNG BLEIBT
HAUPTPROBLEM

Obwohl sich die Wasserqualität vieler Seen in

Deutschland in den vergangenen Jahrzehnten

durch geringere Einleitung von Abwasser verbes-

sert hat, sind etliche Seen weiterhin überdüngt.

Zu diesem Ergebnis kommt die Brandenburgi-

sche Technische Universität Cottbus, die im Auf-

trag des Umweltbundesamtes (UBA) eine Seen-

Monografie erstellt hat. In diese sind Datensätze

und Beschreibungen von mehr als 12.000 Seen in

der Bundesrepublik eingeflossen.
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Da läuft was.

Analoge und digitale TV- und Radioprogramme, Highspeed-Internet und digitale Telefonie: das
Kabelnetz liefert Ihnen alles direkt ins Haus. Vorausgesetzt natürlich, Sie haben Kabelanschluss.
Wenn nicht, bestellen Sie ihn doch einfach. Schließlich gibt’s den Anschluss ans Kabelnetz jetzt,
je nach Aufwand, zum Tiefstpreis von 79 bis 299 ¤.

Infos zur regionalen Verfügbarkeit des ish Kabelanschlusses
und seiner Produkte finden Sie unter www.ish.de oder unserer Hotline:

w
w

w
.is

h.
de

01805/050 020
(0,12 ¤/Min.)

Darauf können Sie bauen:
Anschluss ans Kabelnetz ab 79 ¤.
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auf, auf einer kleinen Fähre für Fußgänger
und Radfahrer, wie zwischen Rees und
Grieth, oder auf einem der großen Aus-
flugsschiffe der „Köln-Düsseldorfer“ oder
der „Weißen Flotte“ bei einer kleinen
Rundfahrt oder einer großen Tagestour
flussabwärts entlang dem Altstadt-Pan-
orama von Köln und der Düsseldorfer
Rheinuferpromenade.

Hinter Duisburg bestimmen zum Teil
weite Auenlandschaften das Bild, bis die
jahrhundertealte Festungsstadt Wesel die
einstige strategische Bedeutung des Flus-
ses markiert. Schon bald grüßt aus der
Ferne der Viktordom der Römerstadt Xan-
ten. Durch malerische Auenlandschaften
schlängelt sich der Rhein weiter nach
Nordwesten, vorbei an den alten Fest-
ungsmauern der Stadt Rees, die größten-
teils noch aus der Zeit des niederländisch-
spanischen Krieges stammen, bis zur tra-
ditionsreichen Handelsstadt Emmerich.

Ganz Mutige trauen sich in ein Cana-
dier-Kanu, um stromabwärts auf dem
Rhein von Duisburg-Baerl bis zur 35 Kilo-
meter entfernten Domstadt Xanten neue
Perspektiven zu erleben. Bereits nach we-
nigen Kilometern weicht die Industrieku-

lisse den Kopfweiden der Rheinauen.
Möwen begleiten das Boot vorbei an ver-
träumten Dörfern und einer wunderschö-
nen Flusslandschaft. Zum Entspannen la-
den kleine Buchten und Kiesstrände ein,
und auf halber Strecke wird auf den
Rheinwiesen gepicknickt. Bis zu zehn Per-
sonen passen in ein Boot - und wenn sie
gut paddeln, ist die Strecke in vier Stun-
den zu schaffen. Wie wichtig die gründli-
che Einweisung vor dem Start ist, zeigt
sich, wenn große Schiffe oder gar Schub-
kähne vorbei rauschen. Dann heißt es für
die Besatzung, den Wellen frontal zu be-
gegnen, um nicht von den Schwimmwe-
sten Gebrauch machen zu müssen.

Prachtvolle Schlösser, Bürgervillen und
Rathäuser schmücken die Städte entlang
der Weser, des zweiten großen deutschen
Flusses, der für eine kurze Strecke auch
durch Nordrhein-Westfalen fließt. Ein
Schiffsausflug mit der "Weißen Flotte"
führt zu einer der größten technischen Se-
henswürdigkeiten Deutschlands, dem
Wasserstraßenkreuz bei Minden. Hier
wird seit 1914 der Mittellandkanal mit Hil-
fe einer 341 Meter langen trogartigen
Brücke über die Weser geführt.

INDUSTRIE-KANÄLE IM REVIER

Zu Entdeckungsfahrten mit dem Aus-
flugs-Schiff oder dem Motorboot locken
die Kanäle des Ruhrgebietes. Mehr als 250

Wasser - das ist für die Menschen in Nord-
rhein-Westfalen nicht nur eine Quelle des
Lebens, sondern zugleich auch eine Quel-

le des Freizeitver-
gnügens. Vom Bade-
spaß im Baggersee
bis zur erholsamen
Schiffsreise auf dem

Rhein reicht die Palette. Deutschlands
größter Strom prägt das Land nicht nur im
Namen. Der Fluss, der sich bei Bonn aus
dem Rheintal in die Ebene ergießt, um ab
Neuss breit und behäbig als Niederrhein
die Auenlandschaft zu durchziehen, lockt
seit eh und je zahlreiche Menschen an
sein Ufer.

Vielerorts bieten die Deiche Platz für
Spazier- und Radwege, die den Passanten
herrliche Blicke auf die bunten Schiffe und
die weite Flusslandschaft eröffnen. Das
richtige „Rheingefühl“ kommt für viele
aber erst bei einer Fahrt über den Rhein

Erholung und Freizeit
rund ums kühle Nass

Otmar Steinbicker ist
freier Journalist in 
Aachen
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Von Frühjahr bis Herbst locken die großen Ausflugsschiffe Tausende von Besucherinnen und Besuchern
auf den Rhein als größten Strom Deutschlands

Nordrhein-Westfalens Flüsse, Kanäle

und Seen eröffnen vielfältige 

Möglichkeiten zum Sport treiben, Natur

erleben und heimatnahen Reisen

EINE STADT WILL
ZURÜCK AN DEN FLUSS

Mülheim an der Ruhr besinnt sich seines Flusses.

Im Rahmen des Großprojektes „Ruhrbania“ will

die Stadt eine neue Ruhrpromenade anlegen.Ge-

plant sind auch eine attraktive Ausflugs- und Mu-

seumsmeile sowie ein Kongresszentrum aus

Stadthalle, dem Schloss Broich sowie einem

hochwertigen Hotel. Weitere Elemente zu einer

attraktiven maritimen Innenstadt sind eine neue

Wohnbebauung in Verbindung mit Gastronomie

und Veranstaltungsstätten, Bootsanleger, eine

schwimmende Bühne,ein Wassercafé sowie eine

Marina im Mülheimer Rhein-Ruhr-Hafen. Zum

Wassertourismus gehören auch neue touristische

Angebote sowie ein Service-Center am Hafen für

Bootsführer.
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Kilometer schiffbare Wasserwege durch-
ziehen das Revier. Hier wechseln sich In-
dustriekulisse und grüne Landschaft ab,
und museale Technik lädt zum Landgang
ein. Ein Muss für alle Ruhrskipper: das
Schiffshebewerk Henrichenburg. Der 1899
fertig gestellte Ingenieurbau gilt als Mei-
sterwerk der Technik aus der Zeit des in-
dustriellen Aufbruchs.

Auf der Ruhr können Gäste buchstäb-
lich auf dem Wasser radeln. Wer das nicht
glaubt, sollte einmal einen Ausflug mit
der "Escargot" versuchen, einem Haus-
boot mit Tretantrieb und Elektromotor,
das Schlafplätze für drei Erwachsene und
ein Kind bietet und zusätzlich über ein
Sonnendeck, eine Mini-Küche und eine
Toilette verfügt. Kleine Schiffsausflüge er-
möglichen auch Stauseen wie der Bigge-
see im Sauerland oder der Rursee in der Ei-
fel. Auf einem Biggesee-Schiff können sich
Heiratswillige sogar trauen lassen. Nur
mit dem Jawort dürfen sie nicht allzu lan-
ge zögern: Mitten durch den See verläuft
die Stadtgrenze zwischen Olpe und At-
tendorn, jenseits derer der Standesbeam-
te nicht mehr trauen darf.

Paddler genießen dagegen lieber - al-
lein, zu zweit oder mit der Familie - die
Einsamkeit und das pure Naturerleben, sei
es auf der niederrheinischen Niers, der
Lippe, der Ems, der Ruhr wie der Rur oder
dem Altrhein bei Kleve. Vom romanti-
schen Treidelschiffer-Dorf Krudenburg
starten Kanuten zur Bootsfahrt auf der
Lippe in die alte Festungsstadt Wesel. Vor-
bei an Kopfweiden und Pappeln und be-
gleitet von Graureihern, Schwänen und
Enten gleiten die Kanus leise dahin. Nur

das Plätschern des Wassers,
Vogelgesang und das Muhen
der Kühe auf den angrenzen-
den Wiesen sind zu hören.

Vor allem für Anfänger
bietet die landschaftlich reiz-
volle Niers mit einer Fließge-
schwindigkeit von zwei bis
drei Stundenkilometern
ideale Voraussetzungen für
gefahrloses Kanuwandern.
Das Flüsschen schlängelt
sich gemächlich durch
fruchtbare Wiesen, Felder,
und Bruchwälder. Wasser-
mühlen, Schlösser und Her-
rensitze säumen seinen Weg.

Bis zu vier Tage dauert die abwechslungs-
reiche Wasserwanderung von Viersen-
Süchteln bis nach Goch-Kessel.

Auf der Ruhr verläuft eine der beliebte-
sten Kanustrecken von Bochum bis zur
Isenburg in Hattingen. Mehrere Schwall-
stellen und zwei Bootsrutschen sorgen für
sportliche Abwechslung, ruhige Gewäs-
serabschnitte bieten zwischendrin Erho-
lung.

BAGGERLÖCHER ZU BADESEEN

Ein breites Angebot an Wassersportar-
ten - vom Schwimmen über Surfen und
Segeln bis zum Tauchen und Wasserski -
finden Interessierte an zahlreichen gut
ausgestatteten Badeseen in Nordrhein-
Westfalen. In Xanten entstand aus ausge-
kiesten Baggerlöchern eine ambitionierte
Wasserlandschaft der Nord- und Südsee
mit Segelschule, Bootsverleih und Was-
serski-Seilbahn. Tretboot- und Floßfahrer
erleben dort sportliche Erholung, und das
Nibelungenbad ergänzt das Angebot mit
Spaßbade- und Saunalandschaft, Wellen-
freibecken und „Südsee“-Strand.

Im Sauerland und in der Eifel locken
zahlreiche Stauseen zu was-
sersportlichen Aktivitäten.
Der 20 Kilometer lange Big-
gesee mit seinen vielen Ne-
benarmen und der anschlie-
ßenden Listertalsperre bietet
vielfältigen Landschafts- und
Freizeitgenuss. Angler, Cam-

Die niederrheinische Auenlandschaft lädt zum
Spazierengehen und Ausruhen ein 

Zahlreiche Flüsse in NRW 
eignen sich für Ausflüge und 

Tageswanderungen mit
dem Paddelboot
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per, Tretbootfahrer, Surfer, Segler und Tau-
cher sind hier ebenso willkommen wie
ganz normale Badegäste, die vor allem die
Freibäder am Sondener Kopf oder in der
Waldenburger Bucht bevorzugen. Die mit-
ten im See liegende 100 Hektar große In-
sel „Gilberg“ ist als Naturschutzgebiet
Brutstätte für viele Vogelarten, die sich
von dem weiter entfernten Treiben der
Wassersportler nicht stören lassen.

Am Nordrand des Ruhrgebietes lädt der
Halterner Stausee mit seinem rund 1.000
Meter langen Natursandstrand Erho-
lungsbedürftige und Wassersportler ein.
Im östlichen Ruhrgebiet lockt der Seepark
Lünen zu einem Ausflug auf das ehemali-
ge Landesgartenschau-Gelände. Mit
5.000 Quadratmetern Sandstrand und
Liegewiesen bilden das Nord- und Ostufer
ein Paradies für Badegäste und Son-
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Immer mehr Bootshäfen gibt es für die
Freizeitkapitäne auf den Kanälen des 
Ruhrgebiets
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Ende April 2003 hatte die Abwasserbera-
tung NRW e.V. die Städte und Gemeinden
im Land informiert, dass sie als Selbsthilfe-
Einrichtung der NRW-
Kommunen ihr allge-
meines Beratungsan-
gebot ab Januar 2005
nur aufrechterhalten
könne, wenn die Städte
und Gemeinden ein jährliches pauschales
Beratungsentgelt zahlten. Die Reaktion sei-
tens der Städte und Gemeinden auf diesen
Hinweis ist überaus positiv. Bis 30.04.2004
haben sich 337 der 396 NRW-Kommunen
gemeldet. 277 Städte- und Gemeinden ha-
ben eine Finanzierungszusage erteilt. Dies
entspricht einer Zustimmung von 70 Pro-
zent, bezogen auf 396 Städte und Gemein-
den insgesamt, und von 82 Prozent, bezo-
gen auf die 337 Rückmeldungen.

Von den Städten und Gemeinden, die
den Antwortbogen noch nicht zurückge-
schickt haben, haben bereits viele signali-
siert,ebenfalls eine Finanzierungszusage zu
erteilen. Damit ist der Fortbestand der Ab-
wasserberatung NRW e.V. über den 1. Janu-
ar 2005 hinaus grundsätzlich gesichert.

nenanbeter. Süd- und Westufer bleiben als
ökologische Rückzugsräume für Flora und
Fauna reserviert.Freunde von Wasserski und
Wakeboarding finden in Duisburg eine Seil-
bahn, die Anfänger mit 30 und Profis mit 60
Stundenkilometern über das Wasser zieht.

Ein Strandbad mit weißem Sandstrand,
eine Flachwasserzone für die Kleinen sowie
eine Tauchbasis und Wasserski-Möglichkei-
ten für die Großen bietet die „Blaue Lagune“
in Wachtendonk. In Krefeld finden Wasser-
sportler am Elfrather See ihr Eldorado. Das
aus einer Kette von ehemaligen Baggerseen
entstandene Gebiet eignet sich gleicher-
maßen für Segler, Surfer, Ruderer, Kanufah-
rer wie Kajakfahrer. Ein Badesee mit großer
Liegewiese lockt diejenigen,die es etwas be-
schaulicher angehen lassen wollen.

ABTAUCHEN IM GASOMETER

Angehende Tauchprofis suchen den ulti-
mativen Kick im ehemaligen Gasometer ei-
nes stillgelegten Hüttenwerkes im Duisbur-
ger Landschaftspark Nord. In dem mit
21.000 Kubikmetern Wasserinhalt größten
künstlichen Tauchgewässer Europas locken
ein künstliches Riff, ein elf Meter großes
Schiffswrack und zwei Autowracks zu Ent-
deckungen.

Auch für kulturell Interessierte hat das
Thema Wasser in Nordrhein-Westfalen sei-
nen Reiz. Da ist mit der Weser-Renaissance
sogar ein Baustil nach einem Fluss benannt
worden. Barockgärten locken mit „Wasser-
spielen“ und Gräben, und „Wasserschlös-
ser“ zeugen nicht nur im Münsterland von
einstiger Herrschaft. Die Überreste der
„Fossa Eugeniana“ zwischen Rheinberg
und Geldern erinnern an ein ehrgeiziges
Kanalprojekt, bei dem die Spanier im 17.
Jahrhundert Rhein und Schelde verbinden
wollten, um die aufständischen Niederlän-
der vom gewinnträchtigen Rheinhandel
abzuschneiden.

Dass man Wasser auch trinken kann, um
das Wohlbefinden zu steigern, beweisen
nicht zuletzt mehr als 30 Heilbäder und Ku-
rorte in Nordrhein-Westfalen, deren Mine-
ral- und Solequellen für die verschieden-
sten Indikationen Linderung und Heilung

Niederrhein Tourismus
Touristik-Agentur NiederRhein GmbH
Tel.02824-92 35 92
Fax 02824-92 35 35
e-Mail: tan@niederrhein-tourismus.de
Internet: www.niederrhein-tourismus.deK
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Dipl.-Ing. Michael 
Lange ist technischer
Geschäftsführer der 
Abwasserberatung
NRW e.V.
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Die Abwasserberatung NRW steht den Kommunen bei abwassertechnischen Planungen 
mit Rat und Tat zur Seite 

Seit acht Jahren hilft die Abwasser-

beratung NRW e.V. Städten und

Gemeinden bei der Organisation der

Abwasser-Beseitigung - und kann dies

nach Umstellung der Finanzierung 

auch weiterhin tun

Stets guter Rat
in Sachen Abwasser

Das Präsidium des Städte- und Gemeinde-
bundes Nordrhein-Westfalen (StGB NRW)
hat am 15. Dezember 2003 die große Bereit-
schaft der Städte und Gemeinden in NRW
begrüßt, die Abwasserberatung NRW e.V. als
Selbsthilfe-Einrichtung ab dem 1. Januar
2005 über ein jährliches pauschales Bera-
tungsentgelt weiter zu finanzieren. Zudem
hat das Präsidium einstimmig den Städten
und Gemeinden empfohlen, eine entspre-
chende Beratungs-Vereinbarung mit der Ab-
wasserberatung NRW e.V. abzuschließen.
Ebenso hat der Umweltausschuss des StGB
NRW die große Mitwirkungsbereitschaft der
Städte und Gemeinden an der Weiterfinan-
zierung begrüßt und durch einstimmigen
Beschluss den Städten und Gemeinden emp-
fohlen, eine Beratungsvereinbarung mit der
Abwasserberatung NRW e.V. abzuschließen.
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STARK FREQUENTIERT

Das Angebot der Abwasserberatung NRW
e.V. ist von den Städten und Gemeinden seit
Gründung im Jahr 1996 intensiv in Anspruch
genommen worden. Derzeit fragen vier von
fünf nordrhein-westfälischen Städten und
Gemeinden kontinuierlich zu verschieden-
sten Themenbereichen an. Die Tätigkeitsfel-
der der Abwasserberatung NRW e.V. umfas-
sen insbesondere:

• Einzelberatung bei abwassertechnischen
Planungen mit dem Ziel
der Kosteneinsparung

• Einzelberatung in techni-
schen, organisatorischen
und rechtlichen Fragen

• Durchführung von sieben
Erfahrungsaustauschen
pro Jahr zwischen Städ-
ten und Gemeinden bis
200.000 Einwohner in Zusammenarbeit
mit der ATV-DVWK NRW

• Vermittlung zwischen den für Abwasser-
beseitigung zuständigen Behörden sowie
den Städten und Gemeinden

• Durchführung von Pilotprojekten,etwa ein
Qualitäts- und Umweltmanagementsy-
stem für kommunale Abwasserbetriebe

• Aufbau eines Gemeinschaftsmodells zur
Zertifizierung der kommunalen Abwasser-
betriebe im Qualitäts- und Umweltmana-
gement

• Durchführung von Musterbaustellen im
Bereich der Abwasserbeseitigung mit dem
Ziel der Kostenoptimierung

• Erstellung von Arbeitshilfen etwa durch

Veröffentlichung der Zeitschrift abwasser-
REPORT,CD-ROM,Internet (u.a.ständig ak-
tualisierte Sammlung der Runderlasse des
MUNLV NRW, derzeit drei Rechtspre-
chungsbände im Abwasserbereich)

• Gemeinsam mit dem NRW-Umweltmini-
sterium Herausgabe eines Abwasser-Kom-
pakt-Programms (AKoPro) für die Städte
und Gemeinden sowie deren Betreuung in
der Anwendung dieser Software

Vor allem bei der Durchführung abwas-
sertechnischer Baumaßnahmen konnte die

Abwasserberatung NRW
e.V. bei Städten und Ge-
meinden in den vergan-
genen Jahren erhebliche
Kosteneinsparungs-Po-
tenziale herausarbeiten.
Generell ließen sich durch
dieses „Vier-Augen-Prin-
zip“ zehn bis 40 Prozent

der Investitionskosten einsparen.
Künftig erhalten die Städte und Gemein-

den für ein pauschales Beratungsentgelt
folgende Standardleistungen:

• Prüfung von abwassertechnischen Maß-
nahmen auf technische und rechtliche
Notwendigkeit, Darstellung der Ko-
steneinsparung unter Einschluss der be-
triebswirtschaftlichen Folgekosten

• schriftliche und telefonische Beratung in
abwassertechnischen Fragen - etwa der
technischen Umsetzung der Selbstüber-
wachungsverordnung Kanal, der abwas-
sertechnischen Dimensionierung von Ab-
wasserkanälen und Kläranlagen - sowie

Lösungsansätze zur Fremdwasser-Proble-
matik

• schriftliche und telefonische Beratung in
organisatorischen und rechtlichen Fragen
- etwa die Auswirkung der verschiedenen
Organisationsformen in der Abwasserbe-
seitigung, Fragen des Kanalanschlussbei-
tragsrechts, Fragen im Zusammenhang
mit Abwassergebühren

• kostenfreie Teilnahme an den Erfahrungs-
austauschen der Abwasserberatung NRW
e.V.

• kostenfreie Teilnahme an Musterbaustel-
len der Abwasserberatung NRW e.V.

• kostenfreier Bezug der Fachzeitschrift ab-
wasserREPORT

• kostenfreier Bezug der Runderlass-Samm-
lung der Abwasserberatung NRW e.V. zum
Abwasserrecht in NRW

• kostenfreier Bezug der Rechtsprechungs-
bände der Abwasserberatung NRW e.V.
zum Abwasserrecht und Zugang über In-
ternet auf die so genannte Urteilsbörse
(mehr als 100 Urteile zum Abwasserrecht
in bearbeiteter Kurzfassung)

• Beratung in der Anwendung und Pflege
der für nordrhein-westfälische Abwasser-
betriebe kostenfreien Software Abwasser-
Kompakt-Programm (AKoPro)

• Sonderpreise bei Teilnahme an Fachsemi-
naren der Abwasserberatung NRW e.V.

Das jährliche Pauschalentgelt wird ab 1.
Januar 2005 auf der Grundlage einer so ge-
nannten Beratungs-Vereinbarung direkt an
die Abwasserberatung NRW e.V. gezahlt.
Dieses Beratungsentgelt kann über die Ab-
wassergebühren finanziert werden, sodass
allgemeine Haushaltsmittel nicht in An-
spruch genommen werden müssen. Mit
Blick auf die Einsparungsmöglichkeiten bei
der Überprüfung abwassertechnischer Bau-
maßnahmen durch die Abwasserberatung
NRW e.V. - Einsparungspotenziale in der Ver-
gangenheit zwischen zehn und 40 Prozent -
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Ein Tätigkeitsfeld der Abwasserberatung NRW:
Besichtigung von Musterbaustellen
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menhang mit Verwaltungsreform bei fast
50 Prozent vorhanden sind. Bei den
Führungskräften sind es immerhin 25 Pro-
zent und bei der Politik 22 Prozent.

GRÜNDE FÜR REFORM-UNLUST

Allerdings wissen wir: Auch in der 
Privatwirtschaft gibt es massive Wider-
stände gegen Modernisierungsprozesse.
Woran liegt das? Eine 
Einschätzung mögli-
cher Problemberei-
che bei Veränderun-
gen verdeutlicht ei-
ne Studie der Uni-
versität Heidelberg,
Arbeits- und Organisationspsychologie,
Prof. Dr. Kh. Sonntag. 1150 Führungskräfte
der Automobil-Industrie wurden zu Ver-
änderungsprozessen befragt. Danach
sind 

• knappe Zeitvorgaben bei der Umset-
zung

• ungenügende Kommunikation der Ver-
änderungsprozesse

• unbefriedigende Abstimmung

sowie der Bandbreite und Vielzahl an Stan-
dardleistungen der Abwasserberatung NRW
e.V.betragen die jährlichen Pauschalentgelte
damit lediglich den Bruchteil eines Promilles
der jährlichen Abwasserbeseitigungskosten.

WEITERHIN PROJEKT-FINANZIERUNG

Die Abwasserberatung NRW e.V. wurde
bislang durch das NRW-Innenministerium
mit einer einmaligen Anschubfinanzierung
im Jahr 1996 aus GFG-Mitteln unterhalten.
Das Ministerium sieht jedoch keine Möglich-
keit, über die Anschubfinanzierung hinaus
weitere Finanzmittel aus dem GFG bereitzu-
stellen. Eine Dauerfinanzierung der Abwas-
serberatung NRW e.V. aus Mitteln der Ab-
wasserabgabe war wegen der engen Zweck-
bindung dieser Finanzmittel in § 13 Bundes-
Abwasserabgabengesetz nicht möglich.

Gleichwohl unterstützt das NRW-Um-
weltministerium die Arbeit der Abwasser-
beratung NRW e.V. bereits heute projektbe-
zogen aus Mitteln der Abwasserabgabe. Ei-
ne solche Unterstützung ist aber nicht für
die allgemeine Beratungsleistung der Ab-
wasserberatung NRW e.V. möglich. Allge-
meine Beratung kann deshalb ab Januar
2005 nur über die jährliche Pauschale der
Städte und Gemeinden finanziert und auf-
rechterhalten werden. Aus Mitteln der Ab-
wasserabgabe können hingegen im Einzel-
fall konkrete Pilotprojekte mit einzelnen
Städten und Gemeinden - beispielsweise
Herausnahme von Drainagewasser oder
Fremdwasser aus dem öffentlichen Kanal-
netz - gefördert werden.

Diese Einzelförderung macht zurzeit
rund 50 Prozent des Jahresbudgets der Ab-
wasserberatung NRW e.V. aus. Projektbezo-
gene Unterstützung der Abwasserberatung
NRW e.V. durch das Land NRW ist auch künf-
tig aus Mitteln der Abwasserabgabe mög-
lich. Die Abwasserberatung NRW e.V. wird
somit ab 1. Januar 2005 durch die Städte und
Gemeinden in NRW,bei Einzelprojekten aber
auch durch das Land NRW finanziert. ●

Abwasserberatung NRW e.V.
Kaiserswerther Str.199-201
40474 Düsseldorf
Geschäftsführer Dipl.-Ing.Michael Lange 
Tel.0211-430 77 20
Geschäftsführer Dr. jur.Peter Queitsch
Tel.0211-430 77 12
info@abwasserberatungnrw.de
www.abwasserberatungnrw.de
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Hans-Joachim Hilbertz
ist Vorstand der 
Kommunalen 
Gemeinschaftsstelle für
Verwaltungs-
vereinfachung (KGSt)
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Verwaltung funktioniert nur dann gut, wenn die
MitarbeiterInnen - hier die des Bürgerbüros
Coesfeld - mit Engagement zur Sache gehen

Effektive Verwaltung -
motivierte 
Beschäftigte

Gerade in Zeiten knapper Finanzen

kommt Personal-Management in 

Kommunen große Bedeutung zu, wobei

Motivation mehr bewirken kann als 

materielle Leistungs-Anreize

Kommunales Management ist ein Erfolgs-
faktor: Städte waren immer Zentren von In-
novation und Fortschritt und sind es heute
noch. Städte haben sich als Vorreiter von
Verwaltungs-Modernisierung profiliert. So
ist die Entwicklung der deutschen Kommu-
nalverwaltung in den zurückliegenden 50
Jahren ein Beispiel für einen dauerhaften
Modernisierungsprozess, an dem sich Bund
und Länder durchaus messen sollten.

Trotz dauerhafter Modernisierung ist ein
Reformstau festzustellen. Viele Untersu-
chungen belegen: Das System „öffentliche
Verwaltung“ ist nicht reformfreudig:

• Bei der von PricewaterhouseCoopers
(PWC) im Herbst 2002 durchgeführten
Umfrage unter 97 Städten wurde auf die
Frage nach den Gründen für Widerstände
gegen Umsetzung des Neuen Steue-
rungsmodells (NSM) mit fast 70 Prozent
am häufigsten genannt: „Widerstand aus
Gewohnheit/Bewährtes ist tragfähig“.

• Auch die Umfragen des Deutschen Städ-
tetages (DST) zum NSM weisen auf hohe
Widerstände des Personals hin, und zwar
auf allen Ebenen.

• Ebenso zeigt eine Umfrage der Fachhoch-
schule für öffentliche Verwaltung (FHöV)
Kassel, veröffentlicht im September 2003,
dass Skepsis und Blockaden im Zusam-

Der Artikel ist ein Auszug aus einem Vortrag
vor dem Rechts-,Verfassungs-,Personal- und
Organisationsausschuss des Städte- und Ge-
meindebundes NRW am 3. März 2004 in
Langenfeld.
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die größten Schwächen bei anstehenden
Veränderungen. Dies ist sicherlich nicht
entscheidend anders in der öffentlichen
Verwaltung. Hinzu kommt dort:

• Die Mehrheit der Kommunen hat bei der
Einführung bestimmter Instrumente
(NSM) die Beteiligung der Mitarbeiter häu-
fig außer Acht gelassen.

• Die, die dies nicht versäumt haben, hatten
einen falschen Eindruck über den Umfang
der Beteiligung erzeugt.

• Tatsächlich war die Einbeziehung der Mit-
arbeitervorschläge in die Realisierung sehr
gering, was zur Demotivation führte.

Wie steht es mit der Zufriedenheit der
Kunden und mit der Bindung der öffentlich
Bediensteten an ihren Dienstherrn?
Zunächst einmal ist erfreulich festzustellen:
Anders als die Mitarbeiter annehmen, sind
die Bürger mit den Leistungen der Mitarbei-
ter häufig zufrieden (z.B.hohe Zufriedenheit
mit Bürgerämtern). Dies hat das Institut Al-
lensbach schon im Jahr 2000 festgestellt,
wonach als Ergebnis des Modernisierungs-
prozesses die Effizienz und die Effektivität
der Kommunalverwaltung deutlich gestie-
gen sind und 46 Prozent der Behördenbesu-
cher eine unkomplizierte und rasche Erledi-
gung ihrer Anliegen erlebten.

Nach einer Umfrage des GALLUP-Insti-
tuts Deutschland aus dem Jahre 2001 ist ei-
ne emotionale Bindung der Beschäftigten
in Deutschland zu ihrem Arbeitgeber nur
bei zwölf Prozent gegeben (in den USA ist
dies bei 30 Prozent der Fall). Das fehlende
Engagement am Arbeitsplatz wird von den
Meinungsforschern auf schlechtes Mana-
gement zurückgeführt.Ein interessantes Er-

gebnis dieser Umfrage ist auch: Bei Beam-
ten ist die emotionale Bindung an den Ar-
beitgeber (Dienstherrn) im Vergleich zu Ar-
beitern und Angestellten der Privatwirt-
schaft geringer - eigentlich unverständlich,
wenn man an die Treuepflicht des Beamten
und die Fürsorgepflicht des Dienstherrn
denkt.

Eine Beachtung der emotionalen Bin-
dung ist durchaus angebracht, denn der
Krankenstand der Arbeitnehmer steigt, je
geringer die Bindung an den Arbeitgeber
ist. Gerade in der öffentlichen Verwaltung
ist der Krankenstand überdurchschnittlich
hoch - ein Problem,welches dringend gelöst
werden muss. Vor diesem Hintergrund hat
die Kommunale Gemeinschaftsstelle für
Verwaltungsvereinfachung (KGSt) ein Be-
richtsvorhaben aufgegriffen, welches sich
mit der Senkung der Krankheitsrate durch
Maßnahmen speziell für das Management
befasst.

WAS IST ZU TUN?

Professionelle Personalauswahl und
Personalentwicklung sind zwingender
denn je. Es geht darum, Potenziale zu ge-
winnen, zu erkennen und zu nutzen, Ver-
änderungsbereitschaft und Dienstlei-
stungsorientierung zu stärken. Professio-
nelle Personalauswahlverfahren weisen
unverzichtbare Qualitätsanforderungen
auf:

• Gültigkeit der Vorhersage
• Zuverlässigkeit der Messungen
• Vergleichbarkeit im Verfahren

Zwei Methoden der Personalauswahl

können diesen Qualitätsanforderungen
grundsätzlich genügen:

• das strukturierte Auswahlverfahren mit
Interview-Leitfaden

• das Assessment-Center

Die KGSt empfiehlt als Mindeststandard
bei allen Auswahlverfahren ein strukturier-
tes Verfahren.

Personalentwicklung steht im Span-
nungsfeld zwischen den Zielen der Verwal-
tung - Leistungsangebot, Effizienz, Kunden-
orientierung - und Zielen des Personals - 
Eigenständigkeit, Partizipation, Kreativität.
Einfach formuliert hängt die Leistungs-
fähigkeit der Verwaltung ab vom Können,
Wollen und Dürfen im Rahmen einer situa-
tionsabhängigen Ermöglichung:

Können kann und muss beispielsweise
über Aus- und Fortbildung, Personalaus-
wahl, lebenslanges Lernen gehoben werden.

Wollen ist auch das Ergebnis von Moti-
vation. Die Motivation der Mitarbeiter ist
eine der wichtigsten Funktionen der
Führungskräfte. Sie müssen sich mit Moti-
vations-Faktoren befassen und die Er-
kenntnisse auch umsetzen.

Dürfen bedeutet in diesem Zusam-
menhang, für weitestgehende Dezentrali-
sierung oder Delegation zu sorgen, damit
die Mitarbeiter ihre Kompetenz auch ein-
setzen können, denn am meisten moti-
viert nach einer Umfrage der Hochschule
Speyer:

• Fähigkeiten einbringen
• Spaß bei der Arbeit
• eigene Ideen einbringen
• sinnvolle Arbeit
• selbstständig tätig sein
• Erfolgserlebnisse haben

WAS BEWIRKEN LEISTUNGSANREIZE?

Empirisch ist bislang nicht belegt,dass ma-
terielle Anreize tatsächlich zu nachhaltigen
Leistungssteigerungen führen. Das wurde in
jüngster Zeit auf dem Symposium des Lehr-
stuhls für Arbeits- und Organisationspsycho-
logie der Universität Heidelberg erneut be-
stätigt. Trotzdem wird der Eindruck erweckt,
als ob eben dieser Zusammenhang nach-
weislich bestünde.

Dagegen ist die Wirkung immaterieller
Anreize durch vielfältige Untersuchungser-
gebnisse bestätigt. Ihre Intensivierung ist
auch in der kommunalen Finanzkrise mög-
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DEUTSCHER VERTRETER IM KOMMUNALEN WELTVERBAND

Roland Schäfer (Foto Mitte),Bürgermeister der Stadt Bergkamen und Präsident des Städte- und Gemeindebundes NRW,

ist auf dem Gründungskongress des Weltverbandes der Kommunen Anfang Mai in Paris in dessen Hauptausschuss ge-

wählt worden.Der neue Verband dient den Vereinten Nationen als Ansprechpartner, wenn es um Fragen der Städte und Ge-

meinden geht. Mehr als 2.000 Bürgermeisterinnen und Bürger-

meister aus 80 Ländern trafen sich in der französischen Haupt-

stadt und diskutierten über die künftige Entwicklung der Kom-

munen.Schäfer,der als Erster Vizepräsident des Deutschen Städ-

te- und Gemeindebundes (DStGB) an dem Kongress teilnahm,

referierte im Rahmen des Workshops „Lokale Demokratie und

Bürgerbeteiligung“ über die Modernisierung kommunaler Ent-

scheidungsstrukturen und den Einsatz neuer Informationstech-

nologien bei der Bürgerbeteiligung in deutschen Kommunen.
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lich. Sie setzt auf Vertrauen,ganzheitliche Ar-
beitsprozesse und eine Führung, die aufga-
ben- sowie mitarbeiterorientiert und partizi-
pativ ist.

Ich will - auch ganz persönlich - nicht ge-
gen materielle Leistungsanreize reden - im
Gegenteil. Der beste Leistungsanreiz ist die
Erfahrung einer leistungsorientierten Be-
förderungspraxis, gepaart mit einer moti-
vierenden Führung. Sie führen zu einem
höheren Leistungspotenzial. Interessant ist
eine Erkenntnis aus der Vergleichsring-Ar-
beit der KGSt (IKO-Netz): Mehr Fälle zu be-
arbeiten bedeutet nicht automatisch gerin-
gere Mitarbeiterzufriedenheit oder höhere
Krankheitsrate.

Die Schlussfolgerung ist eindeutig: Mo-
tivierende Faktoren tragen entscheidend
zur Produktivitäts-Steigerung bei. Führung
ist in höchstem Maße gefordert. Auch des-
halb kommt der Heranbildung des
Führungskräfte-Nachwuchses heute eine
herausragende Bedeutung zu (siehe
„Führungskräfte-Nachwuchs - auch ohne
Goldfischteich“, in: KGSt-Bericht 8/2003):

Die Förderung von Führungsnachwuchs
ist ein Baustein der Personalentwicklung.Ziel
ist, eine ausreichende Zahl an Führungskräf-
ten heranzubilden, die den zukünftigen An-
forderungen gerecht werden. Durch die sich
zuspitzende Finanzkrise,dem daraus resultie-
renden Stellenabbau - insbesondere auch von
Führungspositionen - sowie Einstellungs-
stopps sind so genannte „Goldfischteich“-
Programme nicht mehr zielführend.

Wir stehen vor einem Paradigmenwechsel
im Personalmanagement.Es ist die Vision des
eigenverantwortlichen Mitgestalters (Entre-
preneuring). Dahinter steht ein bestimmtes
Menschenbild. Menschen haben ein virulen-
tes Interesse daran, selbstständig oder in Ko-
operation ziel- und ergebnisbezogen zu ar-
beiten.Die oben zitierten Ergebnisse der Um-
frage der Hochschule Speyer belegen dies. Im
Ergebnis ist festzuhalten:

• Gerade in der Finanzkrise ist eine Ver-
stärkung der Investitionen in Human-
potenzial wichtiger als Verringerung.

• Personalentwicklung muss einen 
Wertschöpfungsprozess initiieren, der 
zu messen und zu dokumentieren ist.

• Potenziale sind zu aktivieren
- im Mitarbeitergespräch
- in Auswahlverfahren
- in Beurteilungsgesprächen
- in Beteiligungsprozessen
- in der Fort- und Weiterbildung ●

Projektbezogene 
Mitwirkung von Kindern
und Jugendlichen in der 
Lokalpolitik

1. Partizipation ist die freie, gleichberech-
tigte und öffentliche Teilhabe an ge-
meinsamen Diskussions- und Entschei-
dungsprozessen zu gesellschaftlichen
Angelegenheiten. Die
inhaltliche Ausgestal-
tung eines Partizipati-
onsmodells unterliegt
keinen festen Regeln.
Es steht den Initiatoren
im Rahmen ihrer Mög-
lichkeiten frei, sich für
eine bestimmte Me-
thode zu entscheiden.
Dabei erscheint es
durchaus sinnvoll, sich die praktischen
Erfahrungen anderer Kommunen zu-
nutze zu machen. Andererseits ist es
wichtig, in den Umsetzungsprozess ei-
gene Erfahrungen einfließen zu lassen
und auf die Situation vor Ort bezogene
Wege zu finden.

2. Politisches Desinteresse und Politikver-
drossenheit sind gerade auch unter Kin-
dern und Jugendlichen weit verbreitet.
Diese Symptomatik bedarf umfassen-
der Auseinandersetzung, denn Interes-
se und Bereitschaft junger Menschen,
sich im Gemeinwesen zu engagieren,si-
chern die Demokratie für die Zukunft.
Eine verstärkte Darstellung auch der
Chancen von mehr Partizipation ist
durchaus ein geeignetes Mittel, um die
Problematik anzugehen.

3. In der Öffentlichkeit bestehen teilweise
Vorbehalte und Missverständnisse ge-
genüber den verschiedenen Modellen
zur Ausgestaltung bzw. zum Ausbau
der Partizipation. Diese müssen ange-
sprochen und abgebaut werden, um ei-
ne verstärkte Teilhabe mit Unterstüt-
zung des politischen Umfeldes umset-
zen zu können.Hierzu müssen die in der
Partizipation liegenden Chancen so-
wohl für den Einzelnen als auch für die

Gemeinschaft aufgezeigt werden.
4. Die Erfahrung zeigt, dass sich alle For-

men der Beteiligung in ihr Gegenteil
verkehren und Verdrossenheit zurück-

lassen, wenn sie nicht
sorgfältig auf den Ent-
wicklungsstand und die
Bedürfnisse von Kindern
und Jugendlichen abge-
stimmt sind. Vor allem
projektbezogene Konzep-
te versprechen durch ihre
Unmittelbarkeit positive
Effekte und wirken der
Tendenz entgegen, dass

Beteiligung mit zunehmender Komple-
xität des Diskussionsgegenstandes an
Wirkung verliert. Sie umfassen
grundsätzlich einen begrenzten Zeit-
raum und bieten damit einen kindge-
rechten Ansatz mit leichter sichtbaren
Ergebnissen.

5. Die Jugend wird immer früher „erwach-
sen“. Wer allerdings als junger Mensch
den Status des Erwachsenseins bean-
sprucht, muss sich auch an entspre-
chend gesteigerten Anforderungen
messen lassen. Mit diesen sollte aber
zugleich eine angemessene Förderung

Diese Thesen zur kom-
munalen Mitgestaltung
von Kindern und Jugend-
lichen hat der StGB NRW-
Ausschuss für Jugend,So-
ziales und Gesundheit
am 13. Mai 2004 in Stein-
furt beschlossen

Die National-Bank hat unter dem Namen
„Symvonie 2004-1“ erstmals eine „Asset-
Backed-Transaktion“ umgesetzt. Im Rah-
men einer synthetischen Verbriefung wurde
- mit der KfW als Intermediär und der HVB
Group als Arranger – das Ausfallrisiko eines
Portfolios, bestehend aus bonitätsmäßig
einwandfreien Krediten an den nordrhein-
westfälischen Mittelstand, ausplatziert. Das
Gesamtvolumen der Transaktion beläuft
sich auf 200 Millionen Euro.

Pressemitteilung „Nationalbank schafft Freiräume für
Kreditgeschäft mit dem Mittelstand“ des Landespres-
se- und Informationsamtes NRW vom 21.April 2004
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Parks und Gärten  
links und rechts der Ems
Regionaler Reiseführer durch die Parklandschaft,
hrsg. v. Landschaftsverband Westfalen-Lippe (LWL),
36 Einzelkarten, eine Reisekarte 50 x 60 cm, ca. 200
Abbild. von 41 Anlagen, 192 S., 14,95 Euro, ISBN 
3-7843-3283-8
Bildband, hrsg. v. LWL, 170 Fotos von 31 Anlagen,
144 S., 27,95 Euro, ISBN 3-7843-3282-X

Einen Überblick über Gärten als Ausflugs-
ziele und einen Einblick in verborgene -
weil private - Gärten geben der neue Gar-
tenführer und der neue Gartenbildband,
die beide unter dem Namen „Parks und
Gärten links und rechts der Ems“ erschie-
nen sind. In den reich bebilderten Büchern
wird das vielfältige gartenkulturelle Erbe
der Kreise Steinfurt und Warendorf sowie
der Stadt Münster vorgestellt. Im Garten-
führer findet der Leser Informationen über
Gestaltung und Geschichte von 41 Gärten
und Parks. Hinweise zu Anfahrtswegen so-
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und eigenverantwortlichem Handeln
sicherzustellen. Es müssen vor allem die
Rahmenbedingungen geschaffen wer-
den, die es ermöglichen, dass Kinder
und Jugendliche ihren Interessen ent-
sprechend in die örtlichen Entwick-
lungs- und Entscheidungsprozesse ein-
gebunden werden.

8. Der Erfolg partizipativ angelegter Pla-
nungen und Maßnahmen steht und
fällt mit ihrer konzeptionellen Ausge-
staltung. Das gilt sowohl für die The-
menwahl als auch für die Methode der
Beteiligung. Hierzu finden sich bereits
in der kommunalen Praxis zahlreiche

und viel versprechende Modelle.
9. Zur Umsetzung einer zielgerichteten

und praxisnahen Partizipation ist keine
Gesetzesänderung erforderlich. In den
Städten und Gemeinden werden ver-
schiedene erfolgreiche Wege beschrit-
ten, um Kinder und Jugendliche vor Ort
zu beteiligen.Der interkommunale Aus-
tausch von Ideen und Erfahrungen bie-
tet - besser als starre gesetzliche Regel-
werke - ein flexibles Instrumentarium,
um aktuell auf neue Entwicklungen rea-
gieren zu können.Hierdurch können der
Partizipation neue Impulse gegeben
werden. ●

Kommunalwahlratgeber
NRW 2004
Wahlkommunal 2004
Broschüre v.Uwe Andersen,Rainer Bovermann,Da-
vid H.Gehne,hrsg.v.d.NRW-Landeszentrale für po-
litische Bildung,DIN A 5,80 S.,gegen Erstattung der
Portokosten erhältlich bei der Landeszentrale für
politische Bildung,40190 Düsseldorf,Tel.0211-8618-
4658, e-Mail: lesen@Politische-Bildung-nrw.de
DVD „Kommunalwahl NRW 2004,Kommunalprofis
und Wissenschaftler berichten“, hrsg. v. d. Landes-
zentrale für politische Bildung, für weiterführende
Schulen kostenlos auszuleihen in vielen Bibliothe-
ken in NRW

Wie wird man Bürgermeister? Welche Auf-
gaben hat ein Landrat? Solche und ähnliche
Fragen beantworten eine Broschüre und ei-
ne DVD, welche die Landeszentrale für poli-
tische Bildung in NRW zur Kommunalwahl
im September 2004 herausgegeben hat.
Während sich die Broschüre „Kommunal-
wahlratgeber NRW 2004“ vor allem mit Re-
geln und Verfahren der Wahl befasst,berich-
ten auf der DVD „Wahlkommunal 2004“ jun-
ge KommunalpolitikerInnen aus Wahlkampf
und Amtsalltag. Wissenschaftler kommen-
tieren das Geschäft der Amtsträger und be-
nennen kommunalpolitische Trends. Die
Landeszentrale für politische Bildung will
mit diesem Infopaket zur Kommunalwahl
2004 zeigen, dass gerade Kommunalpolitik
für den einzelnen Bürger oder die Bürgerin
interessant sein kann. Broschüre und DVD

richten sich auch an Lehre-
rinnen und Lehrer, Jugendli-

che sowie Multi-
plikatoren in der
a u ß e r s c h u l i -
schen Bildung.

Die Entdeckung
von Eric Heuvel, Cartoon, DIN A 4, 60 S., Einzelheft
4,95 Euro zzgl.Versandkosten,Paket mit 20 Heften
65 Euro, ISBN 90-72972-89-9, zu best. bei Anne
Frank Zentrum, Rosenthaler Str. 39, 10178 Berlin,
Tel. 030-3087 2988

Das Comic-Heft „Die Ent-
deckung“ erzählt in einer für Ju-
gendliche leicht zugänglichen
Bildsprache die fiktive Ge-
schichte einer fünfköpfigen nie-
derländischen Familie während
des Zweiten Weltkriegs. Von
der willenlosen Anpassung bis

und Unterstützung einhergehen. Auf
die Altersgerechtigkeit ist bei der prak-
tischen Umsetzung von Modellen der
Partizipation besonderes Augenmerk
zu richten.

6. Kinder und Jugendliche wollen an ge-
sellschaftlichen Entscheidungen parti-
zipieren. Praxisbewährte Modelle bele-
gen, dass eine große Bereitschaft zum
Engagement vorhanden ist. Junge Men-
schen sind gewillt und auch imstande,
ihren Beitrag zum Gemeinwesen zu leis-
ten.

7. Es ist Aufgabe der Politik, Partizipation
in Form von möglichst selbständigem

hin zum Widerstand gegen die Besatzer und
dem Untertauchen zeigt der Cartoon mög-
liche Verhaltensformen auf und erklärt,
warum die Menschen so unterschiedlich
auf offensichtliches Unrecht reagierten.
Der „Comic“, bei dem es nichts zu lachen,
aber viel zu lernen gibt, ist das Ergebnis ei-

nes deutsch-niederländi-
schen Kooperationsprojektes.
Partner sind die niederländi-
sche Anne Frank Stiftung, das
im Aufbau befindliche Muse-
um „Markt 12“ im niederländi-
schen Aalten, die Euregio so-
wie der Landschaftsverband
Westfalen-Lippe.

wie eine große
Reisekarte und
d e t a i l l i e r t e
Einzelkarten
e r l e i c h t e r n
den Besuch.
Da nicht alle
herausragen-
den Parks und
Gärten für je-
dermann zu besichtigen
sind, gibt es neben dem
Gartenführer auch noch
einen Bildband mit 170
Fotos von 31 Anlagen. Er
enthält Hintergründe
und Interessantes aus der
oft wechselvollen Geschichte dieser
Parks und Gärten sowie Interviews mit Be-
sitzern. Das Spektrum der porträtierten
Anlagen reicht von vergleichsweise jungen
öffentlichen Parks wie dem Wienburgpark
in Münster über englische Landschaftsgär-
ten wie dem Bagno in Steinfurt bis hin zum
Barockgarten des Rüschhauses in Münster.



D E R  V E R B A N D

28 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 6/2004

doch voraus, dass sowohl die Risiken wie
auch die Vorteile eines PPP-Projektes zwi-
schen den Partnern sachgerecht verteilt wer-
den.

„Erforderlich ist jedoch, dass nicht nur die
Kommunen, sondern auch die private Wirt-
schaft bei ihren Entscheidungen das Allge-
meinwohl und nicht allein eine Gewinnma-
ximierung in den Vordergrund stellt. Nur so
kann eine positive Entwicklung im Interesse
unserer Städte und Gemeinden und ihrer
Bürger gelingen“, erklärte Kratzsch ab-
schließend.

Zum Zweiten Nationalen Städtebaukon-
gress hat der DStGB zehn Thesen zur „Stadt-
entwicklung zwischen privatem Einfluss und
öffentlicher Verantwortung“ erstellt.Die The-
sen können auf der Homepage
www.dstgb.de unter „Positionspapiere“ her-
untergeladen werden. (DStGB-Pressemittei-
lung 37/2004 vom 10.05.2004) ●

die Kommunen im Sinne einer gemeinsamen
„Verantwortungskultur“ zusammen mit der
Wohnungswirtschaft, dem Handel und Ge-
werbe, den Vereinen und den Bürgern sowie
sonstigen privaten Investoren erarbeiten und
umsetzen müssen.

Public Private Partnership-Modelle zwi-
schen Kommunen und privaten Investoren
aus Handel und Wirtschaft können nach Auf-
fassung des DStGB aber die kommunale Fi-
nanzkrise nicht lösen. Erforderlich ist daher
vorrangig eine Gemeindefinanzreform, die
den Städten und Gemeinden dauerhafte und
verlässliche Einnahmen sichert.PPP-Modelle
können aber im Einzelfall zu Effizienzsteige-
rung,zur Gewinnung von Kapital,Know-how
und Engagement beitragen. Dies setzt je-

Zusammenlegung von Arbeitslosen- und 
Sozialhilfe steht auf Messers Schneide

Neuorientierung in der 
Städtebaupolitik erforderlich
„Die gravierende Finanzkrise unserer Städte
und Gemeinden, aber auch die demografi-
schen Veränderungen in der Bevölkerung er-
fordern eine Neuausrichtung in der Städte-
baupolitik“,erklärten der Erste Vizepräsident
des DStGB, Bürgermeister Roland Schäfer,
Bergkamen,und der Sprecher des DStGB auf
dem Zweiten Nationalen Städtebaukon-
gress,Erster Beigeordneter Dr.Ernst Kratzsch,
Rheine, in Bonn.

„Wir müssen uns aktuell der Herausfor-
derung stellen, dass bei einem prognosti-
zierten kommunalen Finanzierungsdefizit
von etwa zehn Milliarden Euro in diesem Jahr
und einem Rückgang der kommunalen
Investitionen in Höhe von zehn Milliarden
Euro in den letzten zehn Jahren die Kommu-
nen immer weniger in der Lage sind, ihre
Stadtentwicklung umfassend zu steuern“,
erklärte Schäfer weiter.

Doch die Städte und Gemeinden werden
nicht nur ärmer, sie werden auch älter und
leerer. So wird im Zuge des demografischen
Wandels die Hälfte der Bevölkerung in
Deutschland im Jahr 2015 älter als 48 Jahre
und ein Drittel der Bevölkerung 60 Jahre und
älter sein. Kennzeichnend für diese Entwick-
lung ist nach Auffassung des DStGB eine zu-
nehmende und starke regionale Disparität
zwischen „Wachstums- und Schrumpfungs-
gemeinden“.

Während in einigen Gebieten Deutsch-
lands die Einwohnerentwicklung positiv ist
(beispielsweise Hamburg, München, Müns-
terland, Ostwestfalen) und Neubautätigkei-
ten ebenso zunehmen wie die Ansiedlung
von Wirtschafts- und Dienstleistungsbetrie-
ben,weisen andere Regionen eine gegentei-
lige Entwicklung auf. Dies betrifft vorrangig
Städte und Gemeinden der neuen Länder.Je-
doch sind zunehmend auch Teile der alten
Länder betroffen.So wird sich beispielsweise
die Bevölkerung im Ruhrgebiet bis 2015 um
acht Prozent verringern.

„Die Kommunen sind mit ihren immer
geringer werdenden Ressourcen alleine
nicht in der Lage, die Herausforderungen an
eine zukünftige Stadtentwicklung zu bewäl-
tigen“, erläuterte Kratzsch. Unerlässlich sei-
en daher gemeinsame Strategien der Städte
und Gemeinden unter Beteiligung der han-
delnden privaten Akteure.Stadtentwicklung
und Stadtumbau erfordern daher nach An-
sicht des DStGB umfassende Konzepte, die

Die Städte und Gemeinden werden an der Zu-
sammenlegung von Arbeitslosen- und Sozial-
hilfe zum 1. Januar 2005 nur mitwirken,wenn
die Zusage der Bundesregierung, die Kom-
munen jährlich um 2,5 Milliarden Euro zu ent-
lasten, auch tatsächlich realisiert wird. „Wir
erwarten bis zum Monat Juni klare gesetzge-
berische Signale“, sagte der Präsident des
Deutschen Städte- und Gemeindebundes,
Oberbürgermeister Christian Schramm, im
Anschluss an die Präsidiumssitzung des Ver-
bandes in Celle.

Die Kommunen haben ein hohes Interes-
se, dass die Arbeitslosigkeit endlich wirksa-
mer bekämpft wird. Sie werden ihren Beitrag
leisten. Dies gilt insbesondere für
die Bekämpfung der Jugendar-
beitslosigkeit durch Organisation
von Ausbildungsplätzen, Arbeits-
plätzen und gemeinnütziger Be-
schäftigung. Um die Betreuung
vor Ort sicherzustellen, müssen die kreisan-
gehörigen Gemeinden unabhängig von der
Frage, ob die Kreise den Arbeitsgemeinschaf-
ten beitreten, in die Kooperationsverhand-
lungen einbezogen werden. Sie müssen an
der Aufgabe mitwirken können zum Beispiel
auch die Stellung von Personal.

Der Deutsche Städte- und Gemeindebund
unterstützt den Vorschlag von Bundeswirt-
schaftsminister Clement, dass für eine Über-
gangszeit die Sozialämter auch für die Zeit

nach dem 31. Dezember 2004 entsprechen-
de Bescheide für die Hilfeempfänger aus-
stellen können, um sicherzustellen, dass die
Betroffenen rechtzeitig ihr Geld erhalten.Die
Verwaltungskosten müssen den Sozialäm-
tern vom Bund erstattet werden.

Noch in dieser Woche soll ein gemeinsa-
mes Positionspapier zwischen der Bundes-
agentur für Arbeit, dem Deutschen Städte-
und Gemeindebund und dem Deutschen
Städtetag verabschiedet werden.Darin wer-
den die Grundsätze für eine Zusammenar-
beit der BA und den Kommunen auf der Ba-
sis von Arbeitsgemeinschaften geregelt.Von
Seiten des Bundes müssen schnellstens die

datenschutzrechtlichen Voraus-
setzungen geschaffen werden,
damit die Kommunen überhaupt
berechtigt sind, an der Datener-
fassung der über drei Millionen
Hilfeempfänger mitzuwirken.

„Das sozialpolitische Großprojekt wird
nur gelingen, wenn noch vor der Sommer-
pause die finanziellen,rechtlichen und orga-
nisatorischen Rahmenbedingungen endgül-
tig geklärt sind. Ein Scheitern der Zusam-
menlegung von Arbeitslosen- und Sozialhil-
fe zum 1.Januar 2005 ginge zu Lasten der Be-
troffenen und würde den Arbeitsmarkt in
Deutschland weiter belasten“, sagte
Schramm. (DStGB-Pressemitteilung
38/2004 vom 11.05.2004) ●

Aus dem
DStGB
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Deutsche Bahn setzt auf
Betriebssystem-Mix
Die Deutsche Bahn setzt bei ihrer IT-Erneuerung
auf eine Mischung von Linux und Win-
dows. Während das Open Source-Sy-
stem auf den Servern zum Einsatz kom-
men soll, werden die Benutzer weiter-
hin mit der Software aus Redmond ar-
beiten. DB Systems, der konzerninterne
IT-Dienstleister der Bahn,soll eine kom-
plette Standard-Architektur unter Linux
schaffen. Anstelle von individuellen Er-
neuerungen soll so der Aufwand für die
Umstellung der einzelnen Systeme mi-
nimiert werden.Neue größere Projekte
sollen ebenfalls unter Linux entwickelt
werden.

Spam zum Großteil
aus den USA
Wer hätte es gedacht: Rund 60 Prozent der Spam-
Mails,die das kalifornische Software-Unternehmen
Commtouch im April 2004 untersucht hat, stam-
men aus den USA.Allerdings verweisen die Links in
den unerwünschten Werbe-Mails zu 70 Prozent auf

Gewerblich geprägte 
Personengesellschaft
gewerbesteuerpflichtig
1. Die vermögensverwaltende Tätigkeit einer gewerb-
lich geprägten Personengesellschaft unterliegt der
Gewerbesteuer.

2. Die (sachliche) Gewerbesteuerpflicht einer gewerb-
lich geprägten Personengesellschaft beginnt mit Auf-
nahme ihrer vermögensverwaltenden Tätigkeit.

3. Die Gewerbesteuerpflicht einer gewerblich gepräg-
ten Personengesellschaft ist nicht von der Teilnahme
am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr abhängig.

BFH, Urteil vom 20. November 2003 - Az.: IV R
5/02 I

Die A-GmbH & Co. KG (KG), die sich mit der
Verwaltung und Verwertung ihres Grundbe-
sitzes sowie dem Erwerb, dem Bebauen und
Vermieten von gewerblichen Immobilien be-
fasste, wurde 1993 errichtet. Im Rahmen ihrer
Gründung hatte die Kommanditistin (K) ihren
- vermieteten - Grundbesitz eingebracht. Bis
zur Veräußerung des Grundbesitzes im Jahre
1996 hatte die KG die Räumlichkeiten vermie-
tet und Zinserträge erzielt. Danach verwalte-
te sie nur noch Kapitalvermögen, das u. a. aus
dem Verkaufserlös stammte. Das Finanzamt
unterwarf die erzielten Einkünfte der Streit-
jahre (1996 und 1997) der Gewerbesteuer, wo-
bei es für 1996 den Ertrag aus der Vermietung
des Grundstücks einschließlich des Gewinns
aus der Veräußerung des Grundbesitzes außer
Ansatz ließ („erweiterte Kürzung" nach § 9 Nr.

1 Sätze 2 bis 4 GewStG). Die KG wendete sich ge-
gen ihre Heranziehung zur Gewerbesteuer, hat-
te damit aber keinen Erfolg.

Der BFH geht davon aus, dass es sich bei der
KG um eine „gewerblich geprägte Personenge-
sellschaft“ handelt, deren Tätigkeit in vollem
Umfang als Gewerbebetrieb gilt (§ 15 Abs. 3 Nr.
2 EStG), obwohl sie keine originär gewerblichen
Einkünfte erzielt. Sie wird im Gesetz definiert
als „Personengesellschaft, .... bei der aussch-
ließlich eine oder mehrere Kapitalgesellschaf-
ten persönlich haftende Gesellschafter sind
und nur diese oder Personen, die nicht Gesell-
schafter sind, zur Geschäftsführung befugt
sind“. Die KG war der Auffassung, die einkom-
mensteuerliche Regelung des § 15 Abs. 3 Nr. 2
EStG hätte ohne ausdrückliche Übernahme im
Gewerbesteuerrecht keine Anwendung finden
dürfen. Demgegenüber weist der BFH darauf
hin, dass § 15 Abs. 3 Nr. 2 EStG durch das StBe-
reinG 1986 in das EStG eingefügt wurde, um
hierdurch die frühere sog. „Geprägerechtspre-
chung“ des BFH wieder herzustellen. Die Ge-
prägerechtsprechung hatte ursprünglich gera-
de zum Ziel gehabt, „die auf den Betrieb durch
die Komplementär-GmbH angelegte“ Perso-
nengesellschaft ebenso zu behandeln wie eine
- stets der Gewerbesteuer unterliegende - Ka-
pitalgesellschaft (§ 2 Abs. 2 GewStG).

Die Einbeziehung der gewerblich geprägten
Personengesellschaft in die Gewerbesteuer-
pflicht enthält - entgegen der Ansicht der KG -
keine verfassungswidrige Ungleichbehandlung
(Art. 3 Abs. 1 GG) gegenüber dem originär ge-
werblich tätigen Unternehmen; es liegt „keine
inkonsequente und daher gleichheitswidrige
Umsetzung der einmal getroffenen Bela-
stungsentscheidung“ vor.

Eingehend befasst sich der BFH mit dem Be-

Internet-Adressen, die in China gehostet werden.
Nur knapp ein Viertel der gefundenen Links sind in
den USA beheimatet. An dritter Stelle folgt Brasili-
en mit 2,3 Prozent.Währenddessen hat eine mehr-
monatige niederländische Studie im Auftrag der

EU herausgefunden, dass die erst kürz-
lich eingeführten staatlichen europäi-
schen Spam-Regeln größtenteils wir-
kungslos seien. Zwar gebe das EU-Recht
mehr her, die Mitgliedstaaten, so das In-
stitute for Information Law an der Uni-
versität Amsterdam,würden dieses aber
nicht völlig ausschöpfen,außerdem läge
ein Problem in der Herkunft der Spam-
Mails.

Kriminalität mit
Computern steigt - 
Aufklärungsquote
sinkt

Nach der neuen Polizei-Kriminalstatistik für 2003
ist die Zahl der Computerdelikte in Deutschland im
Vergleich zu 2002 um 3,8 Prozent auf 59.691 poli-
zeilich registrierte Fälle gestiegen.Gleichzeitig sank
die Aufklärungsquote weiter auf nun 47 Prozent
gegenüber 50 Prozent in 2002 und 56,8 Prozent im

Jahr 2001. Der überwiegende Teil der Delikte stell-
te mit ca. 36.000 Fällen der Betrug mit EC-Karten
dar. Im Verhältnis zu allen registrierten 6,5 Mio.
Straftaten in 2003 machten die Computerdelikte
nicht einmal 1 Prozent aus.

Sasser-Wurm 
weltweit aktiv
Der Computer-Wurm „Sasser“ hat Anfang Mai
weltweit Unternehmen und staatliche Einrichtun-
gen lahm gelegt. Zwar existieren schon seit Wo-
chen Updates der Firma Microsoft, um die vom
Wurm ausgenutzten Lücken in den Betriebssyste-
men Windows 2000, XP und 2003 Server zu
schließen. Offenbar wurden diese Updates aber
nicht überall eingespielt. So musste die britische
Küstenwache stundenlang statt Computern wie-
der herkömmliche Karten und Stifte nutzen, es
kam zu Flugverspätungen bei British Airways, in
Finnland mussten alle Filialen der zweitgrößten
Bank (Sampo) einen Vormittag lang schließen,dies
geschah angeblich als Vorsichtsmaßnahme. Am
02. Mai konnten australische Lokomotivführer
nicht mit den Controllern kommunizieren, so dass
nach Schätzungen von SBS Australia ca. 300.000
Passagiere auf Bahnsteigen im Unklaren über ihre
Verbindungen gelassen wurden. ●

ginn und dem Ende der Gewerbesteuerpflicht
einer gewerblich geprägten Personengesell-
schaft: Sie beginnt mit der Aufnahme der wer-
benden Tätigkeit, die - wie bei anderen Unter-
nehmen - von bloßen Vorbereitungshandlun-
gen abzugrenzen ist. Im Streitfall begann Ge-
werbesteuerpflicht mit der Aufnahme der ver-
mögensverwaltenden Tätigkeit der KG, d.h. mit
dem Beginn ihrer Vermietungstätigkeit. Die
Gewerbesteuerpflicht endet mit dem Ende der
werbenden Tätigkeit - also dem Zeitpunkt, ab
dem - nach Entnahme
oder Veräußerung der we-
sentlichen Betriebs-
grundlagen - nur noch
Abwicklungsarbeiten vor-
genommen werden.

Zulässigkeit
von 
Osterfeuern
Osterfeuer sind unter vielfäl-
tigen Gesichtspunkten des
Umweltschutzes, aber auch
des Schutzes von Kleintieren
problematisch. Sie finden ihre
Rechtfertigung allein in der
Brauchtumspflege, die mit
den heutigen Anforderungen
insbesondere in abfall- und immissionsschutzrechtli-
cher Hinsicht abzustimmen ist (nichtamtliche Leitsät-
ze).

OVG NRW, Beschluss vom 7. April 2004 - Az.: 21
B 727/04 - 
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I M P R E S S U MFeuer zur Osterzeit sind nur dann als Oster-
feuer erlaubt oder können genehmigt werden,
wenn sie eindeutig und zweifelsfrei der
Brauchtumspflege dienen. Demgegenüber
sind Feuer, mit denen der Zweck verfolgt wird,
pflanzliche Abfälle aller Art zu entsorgen,
grundsätzlich verboten, auch wenn sie zur
Osterzeit stattfinden. Das OVG wies damit die
Beschwerde eines Landwirts gegen einen Be-
schluss des Verwaltungsgerichts Gelsenkir-
chen vom 31. März 2004 zurück. Mit seinem
Rechtsmittel wollte der Landwirt und Be-
schwerdeführer im Wege der einstweiligen An-
ordnung die Genehmigung für ein „Osterfeu-
er“ auf seinem landwirtschaftlichen Grund-
stück von der Stadt Dortmund erstreiten.

Zur Begründung seiner Entscheidung hat
der Senat ausgeführt: Das Abbrennen von
Osterfeuern spielt sich nicht im rechtsfreien
Raum ab. Osterfeuer sind unter vielfältigen Ge-
sichtspunkten des Umweltschutzes, aber auch
des Schutzes von Kleintieren problematisch.
Sie finden ihre Rechtfertigung allein in der
Brauchtumspflege, die mit den heutigen An-
forderungen insbesondere in abfall- und im-
missionsschutzrechtlicher Hinsicht abzustim-
men ist. Zum einen ist zu berücksichtigen, dass
mit Aufhebung der Pflanzen-Abfall-Verord-
nung zum 1. Mai 2003 auch das Verbrennen
pflanzlicher Abfälle zum Zwecke ihrer Beseiti-
gung uneingeschränkt nach den Bestimmun-
gen des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgeset-
zes zu beurteilen ist. Nach § 27 dieses Gesetzes
dürfen Abfälle grundsätzlich nur in den dafür
zugelassenen Abfallbeseitigungsanlagen be-
handelt werden.

Mithin sind Feuer, die dem Zweck der Besei-
tigung von Pflanzenschnitt dienen, grundsätz-
lich verboten, auch wenn sie zur Osterzeit
stattfinden. Besteht der Zweck des Feuers dem-
gegenüber eindeutig und zweifelsfrei nicht in
der Beseitigung pflanzlicher Abfälle, sondern
soll das Feuer ausschließlich dem Brauchtum
dienen, so richtet sich seine Zulässigkeit nach
§ 7 des Landes-Immissionsschutzgesetzes, der
das Verbrennen im Freien regelt. In Anwen-
dung dieser Bestimmungen hat der Senat die
sich schon im bisherigen Verfahren aufdrän-
gende Einschätzung bestätigt, dass es dem Be-
schwerdeführer nach seinen eigenen Angaben
in erster Linie oder zumindest ganz wesentlich
auch um die - kostengünstige - Beseitigung sei-
nes Herbst- und Frühjahrsschnittes der Bäume,
Sträucher, Büsche und einer 300m langen
Hecke geht, die auch zur Osterzeit verboten ist.

Der Beschluss ist unanfechtbar.

Eintreffzeit bei 
Notfallrettung
Bei summarischer Prüfung muss in Nordrhein-Westfa-
len die Eintreffzeit bei der Notfallrettung von acht Mi-
nuten innerörtlich und zwölf Minuten im ländlichen
Bereich mindestens in 90 Prozent der Fälle eingehal-
ten werden, damit sich die Genehmigungsbehörde auf
die Funktionsschutzklausel des § 19 Abs. 4 Rettungs-
gesetz NRW berufen kann.

OVG NRW, Beschluss vom 15.03.2004 - Az.: 13 B
16/04 - 

Der Antragsteller machte im vorläufigen
Rechtsschutzverfahren einen Anspruch auf
die Erteilung einer Krankentransport-Geneh-
migung geltend, weil im Bereich des Antrags-
gegners bei der Notfallrettung die Eintreffzei-
ten von fünf bis acht Minuten innerstädtisch
und bis zwölf Minuten im ländlichen Bereich
nicht eingehalten würden. Der Antragsteller
berief sich auf die Notwendigkeit des Einhal-
tens von Eintreffzeiten zu 100 oder zumindest
95 Prozent.

Das OVG geht in dem Eilverfahren davon
aus, dass nicht 95 Prozent, sondern 90 Prozent
der Einsätze die Eintreffzeiten einhalten müs-
sen. In Übereinstimmung mit der Rechtspre-
chung der Vorinstanz stellt das OVG darauf
ab, dass nach § 19 Abs. 4 RettG NRW neben der
Eintreffzeit u. a. die Entwicklung der Kosten-
und Ertragslage zu berücksichtigen ist. Dies
korrespondiere mit der Aufgabenbeschrei-
bung in § 6 Abs. 1 RettG NRW als u. a. „be-
darfsgerechte Versorgung der Bevölkerung“.
Zu strenge Anforderungen an die Eintreffzei-
ten würden eine finanzintensive Vorhaltung
von Überkapazitäten erforderlich machen, die
sogar die Funktionsfähigkeit des Rettungs-
dienstes insgesamt gefährden könnten.

Entgegen dem Beschwerdevorbringen
komme es auch nicht auf die Möglichkeit der
Erhöhung der Gebühren bis zur Kosten-
deckung an, da die anfallenden Kosten im Ret-
tungsdienst ganz überwiegend von öffentli-
chen Kassen, insbesondere den gesetzlichen
Krankenversicherungen, getragen würden.
Überhöhte Preise, die sich aus der Vorhaltung
von Überkapazitäten ergeben, stellten daher
eine massive Belastung der Allgemeinheit dar.
Die Stabilität der gesetzlichen Krankenversi-
cherung, deren Belastungsfähigkeit wohl
kaum noch gesteigert werden könne, sei ein
wesentlicher Bestandteil der Gesundheitsver-
sorgung der Bevölkerung und habe große Be-
deutung für das Gemeinwohl.

Diese Gesichtspunkte der Bedarfsgerech-
tigkeit unter Auswirkung auf das Gesund-
heitswesen führten zwar nicht zur Aufgabe
des Erfordernisses der Einhaltung der für NRW
geltenden Eintreffzeiten. Jedoch sei jenen an-
deren Gesetzesvorgaben ebenfalls Rechnung
zu tragen bei der Festlegung, in welchem Um-
fang die Eintreffzeiten, gemessen an der Zahl
der Fälle, eingehalten werden müssen. Eine
Berücksichtigung nur ganz besonderer Aus-
nahmefälle würde dem öffentlichen finanzi-
ellen Anliegen nicht gerecht.

Bei der Feststellung der Eintreffzeit kom-
me es auf den Zeitpunkt des Eintreffens des
ersten Hilfsfahrzeuges am Notfallort an, das
auch ein Notarzt-Einsatzfahrzeug sein könne.
Wie der Antragsgegner zutreffend ausführt,
bringe dieses Notarzt-Einsatzfahrzeug bereits
wirksame Hilfe. Hierauf ist abzustellen und
nicht auf den Gesichtspunkt, dass dieses Fahr-
zeug nicht zum Transport von Notfallpatien-
ten geeignet ist. ●


